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anti-chaoten-initiative.ch

Darum am 3. März 

Anti-Chaoten-Initiative 
sowie Gegenvorschlag des  
Kantonsrats  

Stichfrage: Volksinitiative JA2 xJA2 x

Die «Anti-Chaoten-Initiative» will die Verantwortlichen für Ausschreitungen und Vandalismus bei Demonstrationen zur Kasse 
bitten. Es ist nicht in Ordnung, wenn die Steuerzahler für solche Schäden zur Kasse gebeten werden!

 Chaoten sollen für die Schäden  
zahlen, die sie verursachen.  
Wer Fassaden versprayt, Fenster  
zerschlägt und Container anzündet, 
soll die Haftung dafür übernehmen! 
Ebenso müssen Vandalen für die von 
ihnen verursachten Einsatzkosten der 
Polizei aufkommen. 

 Demonstrationen müssen  
bewilligungspflichtig sein.  
Es kann nicht sein, dass Hunderte  
illegaler Demonstranten den Verkehr 
lahmlegen und teure Polizeieinsätze 
provozieren.  

 Hausbesetzer müssen für die Kosten 
von Polizeieinsätzen, Räumungen 
und Sachschäden aufkommen.  
Wer fremde Liegenschaften besetzt, 
handelt illegal – dies muss geahndet 
werden!

Geniessen Sie mit uns ein gutbürgerliches Fondue

Wo: Hundetrainingsplatz Reckenholz SKG
Bärenbohlstrasse, 8046 Zürich
Beim Bahnhof Affoltern über die Geleise in die Zehntenhausstrasse. Alles
gerade aus für knapp 900 Meter. Dann links an einem Parkplatz vorbei und 
dann in 100 Metern rechts in die Reckenholzstrasse abbiegen. Über den Bach 
fahren und danach gleich wieder links in den Feldweg abbiegen, bis zum 
Wegende. (Plan siehe Rückseite)

Wann: Freitag, 9. Februar 2024, ab 19.00 Uhr

Kosten: Fondue Fr. 28.-- pro Person (exkl. Getränke etc.)

Anmeldung: bis 5. Februar 2024
Telefonisch bei Stephan Iten 079 763 41 62,
oder per E-Mail an st.iten@gmx.net
àà Falls Abholung am Bahnhof Affoltern erwünscht,

bei der Anmeldung bitte mit Telefonnummer erwähnen.

Infos über weitere Anlässe der SVP Zürich 11
finden Sie unter: www.svp-zuerich11.ch
Schweizerische Volkspartei Zürich 11, 8050 Zürich

ABSTIMMUNGEN VOM 3. MÄRZ 2024

NEIN zur schädlichen Uferinitiative
Am 3. März 2024 wird die Zürcher Stimmbevölkerung über die extreme Uferinitiative abstimmen.  
Wir sind gefordert: Es geht darum, einen Frontalangriff auf das Privateigentum und exorbitante Kosten zu  
verhindern sowie die Natur vor linksgrünen Fantasievorstellungen zu schützen.

«Das Eigentum ist gewährleistet» – so 
steht es in unserer Bundesverfassung. 
Was selbstverständlich sein sollte, wird 
nun im Kanton Zürich einer Zerreiss-
probe ausgesetzt. Am 3. März 2024 wird 
die Zürcher Stimmbevölkerung über 
die extreme Uferinitiative abstimmen. 
Was gut tönt, untergräbt in Wahrheit 
unsere Rechtsstaatlichkeit und kommt 
einem Frontalangriff auf die Eigentums-
garantie gleich. 

Bereits heute ist im Strassengesetz 
festgehalten, dass der Zürichseeweg wei-
terentwickelt werden soll  – unter Be-
rücksichtigung des Schutzes von Privat-
eigentum. Dieser Passus soll nun gestri-
chen werden. Ungeachtet der Eigen-
tumsverhältnisse wollen die Initianten 
den Kanton Zürich dazu verpflichten, 
um den ganzen Zürichsee bis 2050 
einen durchgehenden Uferweg durch-
zuzwängen. 

Die Initiative will diesen Auftrag no-
tabene in der Verfassung verankern. Mit 
anderen Worten: Die Initiative ist ein 
Aufruf zu Enteignungen auf Verfas-
sungsstufe.

Eigentumsrechte nehmen ab
Der Angriff auf das Eigentum hat Sys-
tem. Während die Schweiz 2019 noch 
auf Rang 2 des «International Property 
Rights Index», des internationalen Index 

der Eigentumsrechte, lag, rangierte sie 
2022 nur noch auf Rang 3. 

Mit der Uferinitiative würde ein ge-
fährlicher Präzedenzfall geschaffen, 
welcher der eigentumsfeindlichen linken 
Ideologie Aufwind verschaffen würde. 
Und dass es Linksgrün nicht an Ideen 
mangelt, zeigen Beispiele aus der Stadt 
Zürich: Erst vor wenigen Jahren soll-
ten dort private Innenhöfe, Dachter-
rassen und Vorgärten für alle frei zu-
gänglich werden. In diesem Sinne: Weh-
ret den Anfängen – Enteignungen müs-
sen die Ultima Ratio bleiben.

40 000 Franken pro Wegmeter – 
negativer Weltrekord
Die Uferinitiative hat weitere Nachtei-
le. Sie ist auch eine kostspielige Zwän-
gerei, die alle Zürcherinnen und Zür-
cher betrifft. 

Rund die Hälfte des Seeuferwegs (26 
km) ist bereits gebaut. Auf weiteren 
12,4 km verläuft der Uferweg auf dem 
Trottoir entlang der Seestrasse. Auf le-
diglich 12,6 km bestehen noch Lücken. 

Für deren Schliessung rechnet der Re-
gierungsrat mit Kosten von einer hal-
ben Milliarde Franken. Das wären rund 
40 Millionen Franken pro Wegkilome-
ter – negativer Weltrekord. Das ist völ-
lig unverhältnismässig!

Wenn man zusätzlich bedenkt, dass 
das Geld aus dem Strassenfonds genom-
men wird, ist es noch absurder. Die Zahl 
der Staustunden wächst jährlich  – 
schweizweit von 24 600 Stunden im Jahr 

2015 auf 39 600 Stunden im Jahr 2022. 
Zürich ist die Stauhauptstadt der 
Schweiz. Während die Autofahrer täg-
lich im Stau stehen, sollen sie statt den 
dringenden Ausbauten im Strassennetz 
einen Luxusweg um den Zürichsee fi-
nanzieren? 

Zuerst der Weg, dann das 
staatliche Erziehungsprogramm
Schädlich ist die Uferinitiative auch für 
die Natur. Es gibt heute nur noch weni-
ge Flachwassergebiete im Zürichsee. Sie 
sind für das Leben im Wasser wichtig. 
Die Biodiversität wird mit einem durch-
gehenden Bau eines Uferweges beein-
trächtigt. 

Allgemein ist der Nutzungsdruck am 
Zürichsee gross. Die Laichplätze der Fi-
sche und Rückzugsorte für Pflanzen 
und Tiere im und auf dem Wasser sind 
unter Druck. Ein durchgehender Ufer-
weg, der Menschen an ruhigere Stellen 
führt, würde diese Problematik ver-
schärfen. Zu diesem Thema haben die 
Initianten eine Antwort, die tief bli-
cken lässt. Die Ex-SP-Kantonsrätin Julia 
Gerber-Rüegg argumentiert, dass Litte-
ring ein gesellschaftliches Problem sei, 
das nichts mit ihrer Initiative zu tun 
habe. Die Leute, die den Uferweg nut-
zen würden, gelte es zu schulen. Mit 
anderen Worten: Zuerst kommt der 
Uferweg – und dann das staatliche Er-
ziehungsprogramm.

Uns graut davor – und wir wehren 
uns: NEIN am 3. März 2024, NEIN zur 
Uferinitiative.

Domenik Ledergerber
Parteipräsident  
Kantonsrat
Herrliberg

Allianz gegen die Uferinitiative nein-uferinitiative.ch 

Am 3. März 2024

schädliche
Uferinitiative

«Mit anderen Worten: Zuerst 
kommt der Uferweg – und 
dann das staatliche Erzie-
hungsprogramm.»



Die Sendung «Rundschau» des 

Schweizer Fernsehens befasste  

sich mit der SVP – in der Pose 

eines Psychotherapeuten, der ja 

nur das Beste will. Was heisst: Kei-

nesfalls bei den Themen Zuwan-

derung und EU verharren. Bitte 

die «soziale Frage», die «externe 

Kinderbetreuung», die «urbanen 

Gebiete» nicht vergessen. Nicht 

auf den «Übervater» und «SVP-

Gott» Christoph Blocher hören. 

Und auch nicht auf Marcel Dett-

ling, dessen «Stellvertreter auf 

Erden». Denn der sei auf «dem 

rechten Flügel», dem «rechten 

Rand», auf «strammem Rechts-

kurs» unterwegs.

Dann spielte die «Rundschau» an-

dersdenkende Stimmen ein. Etwa 

einen enttäuschten Aargauer 

Benjamin Giezendanner, der die 

Wahl in den Ständerat verpasst 

hat. Wobei der Grund nicht an 

den SVP-Inhalten lag. Sondern 

darin, dass die naive SVP-Basis den 

FDP-Mann Thierry Burkart im ers-

ten Wahlgang gekürt hat. Jetzt 

glaubt Giezendanner, er hätte es 

mit einer weichgespülteren SVP, 

mit mehr Kita und mehr Klima ge-

schafft. 

Alt-Bundesrat Adolf Ogi und Stän-

derat Hannes Germann wünschen 

sich «Lösungen» statt «Bewirt-

schaftung von Problemen». Wie 

wenn die SVP keine Lösungen 

hätte. Es sind einfach nicht die Lö-

sungen der anderen. Darum fin-

den sie keine Mehrheit. Und falls 

doch – wie am Beispiel von Mas-

seneinwanderungs- oder Aus-

schaffungsinitiative – wird der 

Volkswille nicht umgesetzt. Auch 

die «Nachhaltigkeitsinitiati-

ve» gegen eine Zehn-Millionen-

Schweiz ist eine vorzügliche SVP-

Lösung. Dasselbe gilt für die neue 

«Grenzschutzinitiative», welche 

die Schweiz wieder sicherer ma-

chen will.

Am wirkungsvollsten aber ist die 

SVP-Lösung der Initiative «200 

Franken sind genug!». Dank 

der drohenden Reduktion der 

Zwangsgebühren für Radio und 

Fernsehen sitzen die SRG-Ver-

antwortlichen auf ihren Stühlen 

mittlerweile so bequem wie auf 

einem Nagelbrett. Von der «Rund-

schau» hat die SVP darum zuletzt 

gute Ratschläge zu erwarten. Den 

dortigen Mitarbeitern wäre es am 

liebsten, diese Partei würde sich 

über Nacht in Luft auflösen. Am 

meisten taugt Giezendanners Vor-

schlag von «mehr Energiepolitik». 

Nach dem Motto: lieber Stauseen 

als Fernsehen.

Hilfe von der 
«Rundschau» 

ENTMACHTUNG DES SOUVERÄNS

Das geplante EU-Abkommen ist nicht annehmbar
Professor Andreas Glaser von der Universität Zürich machte kürzlich in der NZZ ausgesprochen kritische  
Bemerkungen zum neuen vom Bundesrat geplanten EU-Abkommen. Parlament und Bundesgericht würden deutlich  
an Macht verlieren.

Alle Schweizer sollten die Aussagen, die 
Professor Andreas Glaser zum geplan-
ten EU-Abkommen machte, nicht nur 
zur Kenntnis nehmen, sondern recht 
eigentlich beherzigen. Sie stammen vom 
wohl bedeutendsten Experten für De-
mokratie unseres Landes. Glaser warnt 
besonders eindrücklich vor der auto-
matischen Übernahme des EU-Rechts 
und der Rolle des Europäischen Ge-
richtshofes (EuGH). Glaser ist der An-
sicht, dass man sich nicht überall im 
Klaren ist, was uns das Abkommen alles 
bringen würde. Das sollten sich alle ver-
antwortungsbewussten Schweizer ver-
innerlichen. Volk, Parlament und Bun-
desgericht wären erheblich betroffen.

Kastriertes Parlament
Der National- und der Ständerat[KS1] 
hätten keine andere Wahl, als das EU-
Recht anzunehmen und innerstaatlich 

umzusetzen. «Das Parlament würde 
spürbar an Bedeutung verlieren», sagt 
Glaser wörtlich. Er fügt als Beispiel bei, 
dass im Strombereich ständig mit Än-
derungen des EU-Rechts zu rechnen ist, 
die unser Parlament dann übernehmen 
müsste. Zwar könnte auf Referendum 
hin das Volk Nein sagen. Ein freier Ent-
scheid wäre nicht möglich. Denn es 
wäre mit Sanktionen der EU zu rech-
nen. Diese könnte man zum Voraus nicht 
abschätzen. Dass sie kaum verhältnis-
mässig sein würden, ist mehr als ledig-
lich anzunehmen. 

Der EuGH würde entscheiden
Bei Uneinigkeiten würde der EuGH end-
gültig entscheiden. Nach Professor An-
dreas Glaser könnte der EuGH zum Bei-
spiel die Schweiz bei Nichtgehorchen 
zu Strafzahlungen verpflichten. Ein 
Weiterzug wäre nicht möglich. Auch 
andere Beschränkungen für unser Land 
sind vorstellbar. 

Dabei ist zum Beispiel an Ein- und 
Ausfuhrsperren mit Bezug auf die EU-
Staaten oder an Reisebeschränkungen 
zu denken. Darunter müssten auch 
unsere Wirtschaft und damit alle Ein-
wohner der Schweiz leiden. Unsere de-

mokratischen Freiheiten könnten stark 
beschränkt werden.

Auch das Bundesgericht würde an 
Bedeutung verlieren
Heute kann fast immer unser Bundes-
gericht angerufen werden. Dieses könn-
te gewisse Streitigkeiten nicht mehr 
abschliessend entscheiden. Dies wür-
den fremde Richter tun. Bisher hat das 
Bundesgericht im Bereich der Ausschaf-
fungen eine selbstständige Praxis ent-
wickelt und entschieden, dass diese mit 
der Personenfreizügigkeit vereinbar 
ist. Nach Professor Glaser würde dies 
der EuGH nie im Leben so sehen. Nicht 
das Recht wäre die Leitlinie, sondern 
Willkür dürfte an der Tagesordnung 
sein. Letztlich wären auch die Kantone 
betroffen. Eine Frage sei erlaubt: Wann 
wachen die Kantone auf?

Obligatorisches Referendum ist 
erforderlich
Sollte das geplante Abkommen mit der 
EU zustande kommen, bedarf es zwin-
gend eines obligatorischen Referendums. 
Das Abkommen ist der Abstimmung 
von Volk und Ständen zu unterstellen. 
Dies bildet auch gemäss den klaren Aus-

sagen von Professor Glaser ein zwingen-
des Erfordernis. Entscheidend ist ein 
materielles und nicht bloss ein formel-
les Verfassungsverständnis. Denn wenn 
ein Abkommen derart tiefgreifend in 
die verfassungsrechtliche Ordnung ein-
greift, bedarf es der Abstimmung von 
Volk und Ständen. Auch sachliche und 
politische Gründe verlangen ein obli-
gatorisches Referendum. Stehen wir 
endlich geschlossen zu unserem Rechts-
staat und zu unserer Demokratie!

Christoph  
Mörgeli

Prof. Dr. Karl Spühler
Alt Bundesrichter
Winterthur

Mit dem neuen EU-Abkommen wäre 
nicht mehr Lausanne, sondern der EuGH 
in Luxemburg die letzte Instanz.
� Bild: Wikipedia

Das Interview mit  
Prof. Andreas Glaser 
finden Sie online auf: 

NEUES VERHANDLUNGSMANDAT FÜR EU-GESPRÄCHE

«Das ist ein klassischer Kolonialvertrag»
In einem Interview mit den Schaffhauser Nachrichten hat alt Bundesrat Christoph Blocher umfassende Kritik an den 
Verhandlungen der Schweiz mit der EU geübt. Das Interview hat hohe Aufmerksamkeit verdient, denn es zeigt 
gnadenlos die Gefahr auf, die die neue «Paketlösung» für die Schweizer Demokratie und Selbstständigkeit darstellt 
(Schaffhauser Nachrichten vom 6. Dezember 2023). 

dr. Es ist eigentlich altbekannt. Wer in Ver-
handlungen eintritt, muss zuerst seine 
Ziele und roten Linien definieren. Man 
sollte annehmen, dass dies auch beim 
erneuten Anlauf der Gespräche der 
Schweiz mit der EU der Fall ist. Doch 
ausgerechnet hier scheint diese Vorbe-
reitung nicht stattgefunden zu haben, 
was nicht nur Christoph Blocher irri-
tiert: 
Bereits vorgängig hat man in entschei-
denden Fragen, wie der Übernahme von 
EU-Recht, Eingeständnisse gemacht.

Gefährdete Souveränität
Für Blocher stellt das neue Abkommen 
daher die Souveränität der Schweiz in 
Frage und bedeutet die Preisgabe der 
direkten Demokratie: «Die EU will für 
die Schweiz die Gesetze bestimmen, und 

die Stimmbürger sollen nicht mehr das 
Sagen haben, wenn die Schweiz das 
künftige EU-Recht übernehmen muss.» 
Nach Abbruch der Verhandlungen über 
das Rahmenabkommen im Mai 2021 
habe es die Schweiz verpasst, Brüssel 
unmissverständlich klar zu machen, dass 
die schweizerische Demokratie nicht 
zur Disposition steht. 

Wie Christoph Blocher am Ende des 
Interviews erklärt, sieht er im EDA letzt-
lich den falschen Verhandlungsführer 
mit der EU: «Aber er (Ignazio Cassis) 
führt ein Departement, das geistig in 
Brüssel und nicht mehr in der Schweiz 
ist.» Besser geeignet wären dagegen die 
SVP-Bundesräte Guy Parmelin oder Al-
bert Rösti, die für die Schweizer Selbst-
ständigkeit einstehen.

Das Volk wird getäuscht
Christoph Blocher wirft dem Bundes-
rat die Bereitschaft vor, die schweizeri-
sche Demokratie für eine «politische 
Anbindung an die EU zu opfern». Mit-
tels Salamitaktik soll der Vertrag beim 
Volk durchgeschmuggelt werden: «Denn 
es wird nicht mehr einen einzigen Rah-
menvertrag geben, sondern eine Serie 
von Verträgen… Darauf muss sich die 
SVP vorbereiten.»

Bilaterale Regelungen statt 
Kolonialvertrag
Christoph Blocher analysiert weiter, dass 
die EU in vielen Bereichen auf den 
guten Willen der Schweiz angewiesen 
ist. Ohne die Schweiz funktioniere z. B. 
der europäische Strommarkt nicht. Diese 
Bereiche könne man bilateral regeln 
und es brauche dafür keine institutio-
nelle Anbindung, die grundsätzlich ab-
zulehnen ist. Die Schweiz begibt sich 
also ohne Not in ein Untertanenverhält-
nis: «Und wenn wir uns verpflichten, 
dass in Zukunft die EU die Gesetze für 

die Schweiz erlässt und der Europäi-
sche Gerichtshof endgültig entscheidet, 
ist die Souveränität preisgegeben. Das 
ist ein klassischer Kolonialvertrag.» Mit 
dem Abkommen würde die Schweiz 
zur Scheindemokratie verkommen. The-
oretisch dürfe man zwar noch über EU-
Recht abstimmen, doch bei einem Nein 
drohten EU-Sanktionen.

Ein Stachel im Fleisch der EU
Doch was ist das Kalkül von Brüssel? 
Christoph Blocher argumentiert, dass 
Brüssel weiterhin den Beitritt der Schweiz 
«durch die Hintertür» erreichen will. 
Dafür gibt es finanzielle und politische 
Gründe: «Und die Schweiz wäre in der 
EU hochwillkommen, als gesunder Staat, 
der zahlen kann. Das zweite Interesse 
ist: In Brüssel sieht man es nicht gerne, 
dass es im Herzen Europas ein von 
Natur aus armes Land wie die Schweiz 
gibt, das Erfolg hat, gerade weil es selbst-
ständig ist.»

Rückkehr zu Kontingenten
Zum Stopp der Bevölkerungsexplosion 
in der Schweiz sammelt die SVP zur-
zeit für die Nachhaltigkeits-Initiative 
Unterschriften. Auch Christoph Blocher 
betont, die Personenfreizügigkeit führe 

zu «unhaltbaren Zuständen». Dies sei 
der EU zu erklären. Als Alternative zur 
Personenfreizügigkeit plädiert Blocher 
für eine erneute Kontrolle der Zuwan-
derung – wie sie bereits in der Bundes-
verfassung steht – und für die Rück-
kehr zum Kontingentsystem: «Dieses 
Kontingentsystem funktionierte. Weil 
man nichts tut, ist die Zuwanderung 
gepaart mit den Asylmissbräuchen kaum 
zu bewältigen.»

Selbstständigkeit und 
demokratische Traditionen
Christoph Blocher ist überzeugt, dass 
die Schweiz weiterhin die Kraft für die 
Selbstständigkeit hat: «Die Schweiz ist 
politisch unabhängig und weltoffen, sie 
verkehrt mit allen Staaten.» 

Für die Classe politique und die Ver-
waltung sei die schweizerische Demo-
kratie aber mühsam, den sie legt ihrem 
Treiben Schranken auf. Darum würden 
sie den Weg nach Brüssel suchen: «Es ist 
für ihre Macht und finanziell verlo-
ckend.»

Gute Beziehungen mit der Welt
Statt weiterhin wie die Classe politique 
einseitig auf die EU zu fokussieren, müsse 
man den Blick weiten: «Es spricht nichts 
dagegen, mit allen wichtigen Ländern – 
neben der EU auch mit USA, Südkorea 
und südamerikanischen Staaten – Han-
delsbeziehungen zu unterhalten, wobei 
die Schweizer Landwirtschaft nicht ge-
opfert werden darf. 

Sie erfüllt wichtige Aufgaben, wie 
die Landschaftspflege und eine mini-
male eigene Lebensmittelversorgung. 
Deshalb kann sie nicht dem freien Welt-
markt ausgesetzt werden. Sie würde 
verschwinden.»

Das vollständige  
Interview erschien  
am 6. Dezember in 
den Schaffhauser 
Nachrichten. Link: Christoph Blocher warnt vor dem Verlust der schweizerischen Demokratie.� Bild: Linda Kastrati

«Man hofft so, die Befür-
worter einer unabhängigen 
Schweiz und das Volk zu  
ermüden.»

«Die Schweiz würde be-
straft, wenn sie sich gegen die 
Rechtsübernahme wehrt.»

«Für die Classe politique  
und die Beamten in Bern  
ist es verlockend, weil sie 
dann nicht immer das Volk 
im Nacken haben.»
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Klimaallianz setzt sich durch

Der Kantonsrat befasste sich am vergan-
genen Montag mit zwei Themen: Der Be-
willigung eines Objektkredits für die Ge-
samtinstandsetzung und den Umbau der 
Militärkaserne Zürich sowie der klimaan-
gepassten Siedlungsentwicklung.

Bei der Militärkaserne plant der Kan-
ton Zürich das Bildungszentrum für Er-
wachse (BIZE). Die Gesamtkosten belau-
fen sich auf 180 Mio. Franken inkl. ge-
bundener Kosten von 122 Mio. Das Gebäu-
de steht unter nationalem Denkmalschutz. 
Der Kanton muss mit seiner Kaserne 
etwas machen, bevor diese noch weiter 
zerfällt. Das sieht auch die SVP ein. Jetzt 
muss in die Bausubstanz, Haustechnik 
und vieles mehr – und eben den Einbau 
der Schule investiert werden. Ist eine Schu-
le das Richtige in diesem Objekt oder hätte 
es noch andere Nutzungen gegeben, die 
einfacher und kostengünstiger zu reali-
sieren gewesen wären? Der Kanton wähl-
te wieder einmal eine Luxusvariante mit 
allem Wünschbaren drin. Die SVP reich-
te darum einen Rückweisungsantrag ein 
mit dem Auftrag, 10 Prozent der Baukos-
ten zu kürzen. Dieser beinhaltete den 
Verzicht auf die geplante Glaskuppel, bei 
der noch nicht einmal sicher ist, ob sie re-
alisiert werden kann. Das Atrium und die 
Geschosse sind entsprechend anzupassen, 
sodass es weiterhin möglich ist, eine 
Schule zu planen. Wir waren alleine auf 

weiter Flur. Alle anderen Parteien stimm-
ten dem Kredit zu. Nach der Militärka-
serne war dann die klimaangepasste Sied-
lungsentwicklung an der Reihe. Mit die-
ser Gesetzesvorlage möchte der grüne Bau-
direktor mehr qualitative Grünflächen, 
mehr Bäume und mehr Grün auf den 
Flachdächern. Bäume ab 100 cm Stamm-
umfang können flächendeckend geschützt 
werden. Genügender Wurzelraum für 
Bäume muss sichergestellt sein, damit 
wird das Erstellen von Parkgaragen ein-
geschränkt. Bäume können näher an die 
Grundstücksgrenze gepflanzt werden. Die 
neuen Gesetzesartikel beruhen auf links-
grünen Ideologien und treffen haupt-
sächlich private Grundeigentümer. Das 
Bebauen von Grundstücken und die Gar-
tengestaltung wird sehr stark einge-
schränkt. Der Kanton diktiert, was ge-
macht werden darf. Dies wird das Bauen 
und den Unterhalt weiter verteuern. Die 
Mehr-Kosten tragen die Eigentümer und 
dann eben auch die Mieter. Für die Ge-
meinden bedeuten die neuen Bestimmun-
gen einen Mehraufwand im Baubewilli-
gungs-Verfahren. Neben der Baupolizei 
müssen diese nun zusätzlich auch einen 
Grünpolizisten einstellen. Wer will denn 
sonst die Qualität der Grünflächen und 
die der Dachflächen beurteilen können 
und ob ein Baum gefällt werden darf 
oder nicht. 

Die Links-Grün-Mitte-Parteien betrei-
ben wieder einmal eine «Pflästerlipolitik» 
auf Kosten von Gemeinden und Einwoh-
nern. Das einzige Rezept, das wirklich 
helfen wird, ist, die masslose Zuwande-
rung endlich zu stoppen. Ansonsten wird 
noch die letzte Grünfläche im Kanton 
Zürich überbaut werden.

 

AUS DEM KANTONSRAT

Baugesetz zwischen Klima und Metereologie
Hinter den Kulissen eines Antrags des Regierungsrates zum Planungs- und Baugesetz verbarg sich –  
aus verschiedenen Voten von Links zu schliessen – eine Klimadebatte.

Das Planungs- und Baugesetzt stand am 
Montag auf dem Programm. Vor diesem 
«Filetstück» gab es allerdings als «Beige-
müse» eine Reihe von Anträgen zu er-
ledigen und Postulate abzuschreiben.

Wieder einmal umschwirrten im Kan-
tonsrat – und nicht nur im Gemeinde-
rat der Stadt Zürich – Bienen die Parla-
mentarier. Und siehe da: Die Bienen wur-
den in der Kurzdebatte gerettet. Auch 
das altersdurchmischte Wohnen (nicht 
der Bienen, sondern der Bevölkerung) 
war gesichert und so konnte das Postu-
lat abgeschrieben werden. Auch der Kre-
dit für die Instandsetzung und den 
Umbau der Militärkaserne schaffte die 
Ausgabenbremse. Eine bedarfsgerechte 
individuelle Prämienverbilligung «kratz-
te die Kurve» ebenso mit der Abschrei-
bung des breit abgestützten Postulates 
von FDP, SP, GLP,EVP, AL, der Mitte und 
den Grünen, also mit allen ausser der SVP.

Baugesetz zwischen den Polen
Bei der Debatte zum Planungs- und Bau-
gesetz – die vor der Klimadrohkulisse 
stattfand, wäre es müssig, auf die tech-
nischen Details einzugehen. Daher seien 
einige Schwerpunkte herausgegriffen.

Interessant ist die Frage der Kaltluft-
ströme, die auch im Gemeinderat der 
Stadt Zürich schon zu reden gab. Dabei 
geht es um die Kaltluft, die insbeson-
dere in der Nacht im Sommer von den 
bewaldeten Hügeln in die Stadt strö-

men kann und dort für Kühlung sorgt. 
Das Phänomen gibt es tatsächlich und 
ist beispielsweise im Rhonetal im Wal-
lis zu beobachten. Dort strömt abends 
die schwerere Kaltluft, die von den Ber-
gen absinkt, das Tal hinunter – gele-
gentlich mit einer beachtlichen Wind-
stärke. Am Tag ist es umgekehrt, weil 
sich die Luft mit der Sonneneinstrah-
lung erwärmt und aufsteigt. 

Wenn nun in der Stadt bei Verdich-
tungen sogenannte Querriegel gebaut 
werden, hemmt das die Luftströme. Das 
ist zwar plausibel, wie stark dieser Ef-
fekt auf die Wärmeinseln in der Reali-
tät aber ist, müsste geprüft werden. 
Wird da viel heisse Luft in die Natur ge-
blasen?

Funktion der Bäume
Auch die Wirkung der Bäume spielt eine 
Rolle – nicht nur zur Hitzeminderung, 
sondern auch zum Aufsaugen des Re-
genwassers und der Förderung der Bio-
diversität. Doch: Ab welcher Grösse ist 
ein Baum tatsächlich ein Baum, ab wel-
cher Grösse und welchem Schattenwurf 
der Krone oder ab welchem Durchmes-
ser des Stammes? Vorschriften können 
da natürlich stark in die individuelle 
Freiheit eingreifen, beispielsweise dann, 
wenn das Fällen eines selbstgepflanz-
ten Baums ab einem gewissen Umfang 
plötzlich bewilligungspflichtig wird. Hier 
stimmte die Mehrheit ausnahmsweise 
dank einem Kompromissvorschlag, der 
sich gegen einen generellen Baumschutz 
wandte, mit der SVP und dies gegen eine 
Minderheit aus Grünen, GLP und AL.

Speziell ist auch, dass hinter den 
Einsprachen von Links gegen das neue 
Fussballstadion im Hardturm ausgerech-
net der Schattenwurf des Stadions ins 

Feld geführt wurden. So inkonsequent 
kann es manchmal sein. Eigentlich könn-
te man ohne Reglementierungen auch 
dem gesunden Menschenverstand fol-
gen. Bäume werden schon deswegen 
geschützt, weil sie an sich für ein schö-
nes Landschaftsbild sorgen und entspre-
chend auch von einem grossen Teil der 
Bevölkerung geschätzt werden.

Dachbegrünungen
Thema ist auch die Dachbegrünung. 
Wird diese fundamentalistisch unter-
stützt, dann kann das auch zu Risiko-
situationen führen. So gibt es in Öster-
reich einen Architekten, Friedensreich 
Hundertwasser, gemäss dem jene Grün-
flächen, die durch Bauten der Natur ent-
zogen werden, auf den Dächern kom-
pensiert werden. Das hat dort dazu ge-
führt, dass auf den Dächern auch Bäume 
gepflanzt wurden, deren Wurzeln nicht 
tief greifen konnten; bei Sturm werden 
diese zu Geschossen.

Aussichtsloser Widerstand
Hinter den ganzen Regelungen lauert 
die Klimadebatte, die hier nicht disku-
tiert werden muss. Allerdings kann man 
einen Aspekt herausgreifen. Oft werden 
allerdings kurzfristige metereologische 
Eigenheiten, wie z.B. hohe oder äusserst 
kalte Temperaturen, mit dem Klima ver-
wechselt. Das ist der Unterschied zwi-
schen Klima und Metereologie. Der Wi-
derstand gegen die Reglementierungs-
wut erwies sich als erfolglos. Mit weni-
gen Ausnahmen fanden die Anträge 
der SVP keine Mehrheit; dabei entschied 
teilweise eine einzige Stimme darüber, 
dass die Kommissionsminderheit zur 
Mehrheit wurde und den Beschränkun-
gen der Weg geebnet wurde.

WORTE DES VIZEPRÄSIDENTEN DES KANTONSRATES ZÜRICH

Zeichen der Zeit erkennen
Wir leben in einer mehr als unruhi-
gen Zeit. Wenn wir diese überwinden 
und gestärkt aus ihr hervorgehen wol-
len, müssen wir unsere gesamte Ener-
gie dafür einsetzen, unsere Freiheit, 
unsere Unabhängigkeit und unsere 
innere und äussere Sicherheit zu be-
wahren. Angesichts von Klima-, Res-
sourcen- und Energieproblemen, be-
drohter globaler Sicherheit, aufgestau-
ten Staatsverschuldungsrisiken in Eu-
ropa und all den weiteren ungelösten 
Problemen wird uns das vor uns liegen-
de Jahr 2024 erneut vor vielfältige 
Herausforderungen stellen. Die Bevöl-
kerung, das Gewerbe und die Unter-
nehmen sind angewiesen auf eine si-
chere und bezahlbare Energieversor-
gung. Die Mittelschicht und Personen 
mit bescheidenen Einkommen sind 
die ersten, die unter einem erheblichen 
Rückgang der Kaufkraft leiden.

Ehrgeiziges Legislaturprogramm
Um die besonders betroffenen Konsu-
mentinnen und Konsumenten sowie 
KMU zu entlasten, kämpft die SVP für 
einen Abbau der unzähligen Steuern, 
die von der Linken gewollt und unter-
stützt werden. Als Folge der Wahlen 
mit einer bürgerlichen Mehrheit ist 
der Kantonsrat Zürich wieder besser 
aufgestellt und statt der überzogenen 
linken Forderungspolitik sind Priori-
tätensetzung und Gestaltungsdrang an 
der Tagesordnung. Entsprechend hat 
sich die SVP-Fraktion ein klar struk-
turiertes, ehrgeiziges Legislaturpro-
gramm gesetzt. Die leistungsorientier-
te Haltung unserer SVP-Kantonsrätin-
nen und -räte wird dazu beitragen, dass 
die Zwischenziele ohne Wenn und Aber 
anvisiert und zeitnah umgesetzt wer-
den. Nur so besteht eine Aussicht auf 
eine erfolgreiche Legislatur, die ihrer-
seits auch nur eine Etappe in einer 

längerfristig angelegten Vorwärtsent-
wicklung unseres Kantons sein kann.

Attraktive Rahmenbedingungen 
und konkurrenzfähig
Thematisch stehen komplexe Aufga-
ben an:

	– Auf förderliche Rahmenbedingungen 
setzen: Grosse Entwicklungsschrit-
te setzen Innovationen und Investi-
tionen der Menschen und der Un-
ternehmen voraus. Mit Konzentra-
tion auf gute Rahmenbedingungen 
und zukunftsgerichtete Infrastruk-
tur wird unser Kanton Zürich ge-
stärkt in die Zukunft gehen. Das be-
deutet weniger Subventionen und 
sinnvolle, nicht detailversessene Ge-
setzesvorschläge, mehr Wirtschafts-
freundlichkeit und Abbau der über-
bordenden Verwaltung.

	– Ein «Sich-Messen» mit führenden 
Standorten im globalen Vergleich 
ist wichtig, nicht nur der Vergleich 
auf nationaler Ebene. Die Fokussie-
rung auf Themen, in denen der Kan-
ton Zürich eine starke Basis hat, 
macht Sinn: Der Kanton Zürich 
kommt für über 20% der Schweizer 
Wirtschaftsleistung auf und stellt 
jeden fünften Arbeitsplatz im Land. 
Im nationalen Finanzausgleich, der 
«den Zusammenhalt des Landes» 
stützen soll, ist Zürich mit 500 Mio. 
Fr. der grösste Nettozahler und 
kommt für 37% der Einzahlungen 
aller Geberkantone auf. Der Zürcher 
Finanzsektor ist nach Einschätzung 
von Avenir Suisse mit seinen global 
tätigen Versicherungen und Ban-
ken prägend für das gesamte Bild 
der Schweiz im Ausland.

	– Exzellenz in kantonalen Aufgaben: 
In den Bereichen Bildung, Raumpla-
nung, Gesundheitswesen sollte sich 
ein geeinter Kantonsrat von der Ver-

gangenheit verabschieden und die 
Zukunft anvisieren. Schulbildung, 
die sich der unterschiedlichen Stär-
ken bewusst ist und nicht alles auf 
Durchschnitt nivelliert. Raumpla-
nung, die das Bauen in den Bauzo-
nen ermöglicht statt verzögert. Ab-
schied von einer Überversorgung im 
Spitalbereich und Lösung der Unter-
versorgung an Hausarzt- und Gesund-
heitszentren.

Konzentration auf die zentralen 
Aufgaben
Unabhängig davon, wie man zu diesen 
Vorstellungen steht, zwingen uns die 
schiere Anzahl und Komplexität ge-
wichtiger Themen zu Fokussierung, 
Priorisierung und unbedingter Zusam-
menarbeit. Verzettelung ist Gift, was 
sowohl hinsichtlich der Parteien als 
auch des Willens zur Mitarbeit gilt. 
Als Kantonsrätinnen und -räten haben 
uns die Wähler den Auftrag gegeben, 
in ihrem Interesse und im Interesse 
der Gesamtbevölkerung zusammenzu-
arbeiten, die Zeichen der Zeit zu er-
kennen und pragmatische Lösungen 
vorzubereiten und umzusetzen. Im 
politischen Diskurs mit Parlament 
und Stimmbevölkerung braucht es 
geeinte Teamplayer – und nur mitein-
ander werden wir Politik erfolgreich 
gestalten. 

von 
Jürg Sulser

MEDIENMITTEILUNG DER SVP KANTON ZÜRICH VOM 31. JANUAR 2024

Asylquoten überfordern  
viele Gemeinden
Die Sicherheitsdirektion des Kantons Zürich hat heute angekündigt, die 
Aufnahmequote per 1. Juli von 1,3 Prozent auf 1,6 Prozent zu erhöhen.  
Dieser erneute Anstieg trifft die Gemeinden massiv. Bereits vor einem Jahr 
wurde die Aufnahmequote von 0,9 auf 1,3 Prozent erhöht. Es braucht  
dringend Massnahmen, um einen weiteren Anstieg zu verhindern.

Die SVP warnt schon lange vor chaoti-
schen Zuständen im Schweizer Asyl-
wesen. Die Befürchtungen haben sich 
bestätigt: Mit der heute angekündigten 
Erhöhung hat sich die Aufnahmequo-
te innerhalb eines Jahres von 0,9 auf 
1,6 Prozent fast verdoppelt. Dieser mas-
sive Anstieg stellt die Gemeinden vor 
gigantische Herausforderungen und ist 
für viele schlicht nicht zu stemmen. Die 
negativen Folgen sind absehbar. Wir for-
dern die Gemeinden auf, die missliche 
Asylpolitik nicht einfach hinzunehmen. 
Nur durch Druck von unten ist eine 
nachhaltige Änderung in der Schwei-
zer Asylpolitik möglich.

Wir alle tragen die Kosten
Am Schluss bezahlen wir alle, Bürgerin-
nen und Bürger, für das Asylchaos. Auch 
wenn die meisten Gemeinden verspre-
chen, bestehenden Mietern nicht zu 
kündigen, müssen viele Asylbewerber 
in Wohnraum der Gemeinden unter-
kommen. Für Einheimische wird es noch 
schwieriger, auf dem vielerorts bereits 
ausgetrockneten Wohnungsmarkt eine 
Wohnung zu finden. Mit der Ankunft 
vieler kulturfremder junger Männer, 
die grösstenteils keinen Asylanspruch 
haben, wird sich auch die Sicherheits-
lage weiter verschärfen. Schliesslich 
wird die Unterbringung und Betreu-
ung der Asylbewerber zusätzliche fi-
nanzielle Mittel beanspruchen.

Probleme liegen beim Bund
Die SVP des Kantons Zürichs teilt die 
Kritik des Sicherheitsdirektors Mario 
Fehr an der Asylpolitik des Bundes. Unter 
der katastrophalen Führung von SP-Bun-
desrätin Elisabeth Baume-Schneider 
haben sich rund 15 000 Verfahrenspen-
denzen angehäuft. Domenik Lederger-

ber, Parteipräsident SVP Kanton Zürich, 
fordert vom Zürcher Regierungsrat: 
«Mario Fehr muss den Worten Taten 
folgen lassen und beim Bund interve-
nieren. Ohne eine sofortige Wende in 
der Asylpolitik lässt sich ein nachhalti-
ger Schaden für unser Land und unse-
re humanitäre Tradition nicht abwen-
den.» Die SVP erwartet deshalb ra-
sche Massnahmen und Reformen:

	– Die Grenzkontrollen müssen wieder 
eingeführt werden, wie es 11 Schen-
gen-Staaten bereits vorzeigen.

	– Alle Massnahmen sind zu ergreifen, 
um die illegale Migration zu stoppen 
und den wirklich Schutzbedürftigen 
zu helfen.

	– Kriminelle Asylbewerber müssen so-
fort ausgeschafft und Verfahrenspen-
denzen abgebaut werden.

	– Der Schutzstatus S muss beendet und 
die Ukrainer dabei unterstützt wer-
den, wenn möglich wieder in ihre 
Heimat zurückzukehren.

	– Hilfsgelder sollen nur noch an Staa-
ten fliessen, die mit der Schweiz in 
der Asylpolitik kooperieren.

	– Die Entwicklungshilfe soll ihren Fokus 
verstärkt auf die Bekämpfung von 
Schlepperwesen und Menschenhan-
del legen.

	– Die Asylverfahren müssen ins Aus-
land verlegt werden.

SVP-Fraktionspräsident Tobias Weid-
mann betont die Dringlichkeit der 
Massnahmen: «Je länger die Probleme 
im Asylwesen nicht angepackt werden, 
desto schwieriger wird ihre Lösung und 
es drohen Zustände wie in Frankreich 
oder Deutschland.» Die SVP ruft ihre 
bürgerlichen Partner und die Mitte-Par-
teien deshalb zu einer pragmatischen 
Zusammenarbeit auf.

Bernhard im Oberdorf
Kantonsrat SVP
Zürich

Peter Schick
Kantonsrat SVP 
Zürich
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LESERBRIEF

Wirtschaftsführer sollen auch fähig sein, die 
Interessen unseres Landes zu vertreten
Kürzlich wurde Swiss-Life-Präsident Rolf 
Dörig in der NZZ interviewt. Es ist be-
ruhigend, dass es in der Schweiz noch 
Verwaltungsratspräsidenten gibt, die 
gegen den Strom schwimmen und die 
schweizerischen Werte hochhalten. Im 
Interview kann man erkennen, dass 
Swiss-Life-Präsident Rolf Dörig als en-
gagierter Wirtschaftsführer auch poli-
tische Themen, sprich unser Land, glaub-
haft vertritt. Direkte Demokratie, Neu-
tralität, vernünftige Zuwanderung, Un-
abhängigkeit und Bürgernähe sind ihm 
wichtig. Unverständlich ist, warum ins-
besondere international tätige Schwei-
zer Unternehmen immer mehr auslän-
dische Verwaltungsräte wählen - dies 
offenbar mit der Absicht, internationa-
les Fachwissen, globale Netzwerke und 
vielfältige Erfahrungen in das Unterneh-
men zu bringen. Wie Swiss-Life mit 
Dörig an der Spitze zeigt, können das 
Schweizer Persönlichkeiten exzellent. 
Gerade bei obersten Wirtschaftsführern 
ist doch wichtig, dass ihnen bei strate-

gischen Entscheiden die Schweiz – und 
damit auch der Wohlstand – nicht egal 
ist. Dörig bringt dies unter anderem 
zum Ausdruck, wenn er sagt, dass die 
UBS risikomässig zu gross ist. «Müsste 
die UBS gerettet werden, wäre das ver-
heerend», so Dörig. 

Dagegen denken ausländische Top-
manager (leider auch Schweizer) oft ein-
seitig wirtschaftlich an ihr Unterneh-
men und an persönliche Erfolge. Diese 
Manager scheinen oft zu vergessen oder 
nicht zu wissen, was die Schweiz ist 
und was die politischen Grundlagen 
dafür sind, dass die Unternehmen, für 
die sie arbeiten, entstanden und ge-
wachsen sind. Aus diesen Chefetagen 
erklingt auch immer das gleiche, be-
jahende Echo zu einem Rahmenver-
trag mit der EU, der unser Land künf-
tig um eine wichtige Eigenheit berau-
ben würde, nämlich eigenständig zu 
entscheiden. 

Karl Meier-Zoller, Effretikon ZH

Wann: 
Mittwoch, 7. Februar 2024
Start: 19.00 Uhr
Ende: Ca. 21.00 Uhr

Wo:
Restaurant Bahnhof
Henggart

Kantonale Abstimmungsvorlagen:
Anti-Chaoten-Initiative 

  Pro:  Nationalrätin Nina Fehr Düsel, SVP
   Kontra: Kantonsrätin Beatrix Stüssi, SP

Uferweg-Initiative 
  Pro: Kantonsrat Felix Hoesch, SP

   Kontra: Kantonsrätin Marion Matter, SVP 

Pistenverlängerung Flughafen Zürich 
  Pro:  Kantonsrat Paul Mayer, SVP

   Kontra: Kantonsrätin Sibylle Jüttner, SP

Eidgenössische Vorlagen:
Volksinitiativen für eine 13. AHV und für eine  
sichere Altersvorsorge 
  Pro: Kantonsrat Andreas Daurù, Co-Präsident SP Kanton Zürich
   Kontra: Nationalrätin Nina Fehr Düsel, SVP

Alle sind herzlich  
eingeladen!

Polit-Arena  

Anschliessend Apéro offeriert von SP und SVP

zu den kantonalen und eidgenössischen  
Abstimmungen vom 3.3.2024

Moderation: Christina FurrerSekundarlehrerin und Betriebsökonomin Präsidentin EVP Bezirk Andelfingen
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VEREIN «AKTIVE SENIOREN»

Senioren diskutierten über die AHV-Vorlagen
Zum Neujahrsapéro mit einem Referat 
über die beiden AHV-Vorlagen fanden 
sich 38 Personen des Vereins «Aktive 
Senioren» im Restaurant Sternen Oer-
likon ein. In ihrem faktenreichen Vor-
trag trug Nina Fehr Düsel den Argumen-
ten beider Seiten Rechnung. Das Publi-
kum betätigte sich, ganz dem Namen 
seines Vereins gerecht, äusserst aktiv 
an der anschliessenden Frage- und Dis-
kussionsrunde. Die Voten der Anwesen-
den, von denen wohl die meisten als 

Erste von der 13. AHV-Rente profitie-
ren würden, richteten sich grossmehr-
heitlich dagegen. 

Die einen betonten die Sorge um die 
nächste Generation, andere äusserten 
Befürchtungen wegen kommender Steu-
ererhöhungen und der dadurch ange-
heizten Inflation. Das grosse Interesse 
an dieser Abstimmungsvorlage bestärkt 
den Vorstand in seinem Vorhaben, im 
Verein wieder vermehrt politische Dis-
kussionen anzustossen. Für die Schiff-

fahrt am 30. Mai 2024 auf dem Zürich-
see ist bereits eine weitere Auseinan-
dersetzung mit einem aktuellen politi-
schen Thema geplant. 

Helene Urech, Zürich

TRADITIONELLES JAHRESTREFFEN

Nationalrat Martin Hübscher plädiert für gute 
Bodenhaftung
Am Jahrestreffen der SVP Bezirk Andelfingen in Henggart plädierte SVP-Nationalrat Martin Hübscher auch in der Politik 
für viel Bodenhaftung, um nicht bei jedem Sturm umzufallen. 

RoMü. Es hat seit vier Jahrzehnten Tra-
dition bei der SVP Bezirk Andelfingen, 
dass sich ehemalige und amtierende Be-
hörden- und Vorstandsmitglieder zum 
Jahrestreffen treffen. Bezirkspräsident 
Stefan Stutz zeigte sich erfreut, dass 
wiederum eine beachtliche Anzahl an 
Gästen nach Henggart kam, um die-
sen durchaus geselligen und diskussi-
onsreichen Abend zu geniessen. 

Nationalrat Martin Hübscher 
liefert Eindrücke aus Bern
Als Gastreferent reiste der neu gewähl-
te SVP-Nationalrat Martin Hübscher an. 
«Wir sehen von Liebensberg und somit 
meinem Wohnort direkt ins Zürcher 
Weinland, sodass ich eine sehr enge 
Verbindung zu dieser Region habe», 
führte Hübscher aus. Inzwischen ist 
sein Mandat als Nationalrat bereits auf 
Hochtouren angelaufen. «Als Mitglied 
der Kommissionen für Wirtschaft und 
Abgaben (WAK) durfte ich die beiden 
ersten Sitzungstage erleben, welche 
parallel zu den Besuchen des chinesi-
schen und ukrainischen Staatspräsiden-
ten stattgefunden haben», hielt Hüb-
scher einleitend fest. 

Sprunghafte Steigerung des 
Budgets
Hübscher liegt die Versorgungssicher-
heit sehr am Herzen, welche sich über 
die Lebensmittel hinaus auch auf Me-
dikamente oder Energie erstreckt. In 
der parlamentarischen Kommissions-
arbeit ist der neue Rahmenvertrag mit 
der EU bereits ein wichtiges Traktan-
dum. «Der Inhalt ist grundsätzlich ein-
fach nur alter Wein in neuen Schläu-
chen», so Hübschers Einschätzung. Zu-
gleich beschäftigt sich der Nationalrat 
intensiv mit den Finanzen. Während 
seiner Zeit als Kantonsrat stieg das Bud-
get des Kantons von 14 auf 19,8 Milliar-

den Franken, während es beim Bund 
bereits 90 Milliarden sind. Dabei verwies 
er darauf, dass das Budget für die Land-
wirtschaft sich seit 1996 kaum verän-
dert hat.

3G in den Vordergrund stellen
Wer über eine gute Bodenhaftung ver-
fügen will, muss sich an 3G halten. Das 
erste G steht dafür, dass man mit bei-
den Beinen sicher auf dem Boden steht. 
Dafür muss man auch die eigene Ge-
schichte kennen und sich auf die Wur-
zeln verlassen können. Dies garantiert, 
dass man nicht gleich beim ersten Sturm 
umstürzt. Als zweites G bezeichnete 
Hübscher als zentrale Tugend die Be-
scheidenheit und Verlässlichkeit. 
«Dabei ist die Diskussionskultur und 
Toleranz zu pflegen. Es gilt, leben und 
leben lassen», sagte Hübscher. Zugleich 
gehört auch die Verlässlichkeit und 
Kompromissfähigkeit dazu, indem man 
beispielsweise auch Volksentscheide 

anerkennt. Dafür braucht es auch Wert-
schätzung und man muss zugleich auch 
zu Werten stehen können. Schlussend-
lich verwies er mit dem dritten G auf 
die Gelassenheit, wobei aber auch immer 
wieder etwas Aufregung dazu gehört. 
Zugleich gehört das eigene Engagement 
auch dazu, wobei Hübscher speziell 
auch auf das Vereinsleben hinwies. 

Langfristige Perspektive nötig
Abschliessend kam er auch noch auf 
die Neutralität zu sprechen. Dafür 
braucht es ein Denken in Generatio-
nen, was uns auch mit Blick auf die Si-
cherheit Stabilität gewährleistet. Dies 
ist für ihn eine zentrale Aufgabe, denn 
auch ein Bauer denkt und plant in Ge-
nerationen. «Wenn wir die Sicherheit 
aufgeben, verlieren wir auch unsere 
Freiheit. 

Wenn wir mit 3G unterwegs sind, 
sind wir auf dem richtigen Weg», so 
Hübscher abschliessend. 

Nationalrätin Nina Fehr Düsel steht den vielen Besuchern 
Red und Antwort.� Bild: ZVG

Nina Fehr Düsel und Hans Egloff, Präsident der «Aktiven 
Senioren».� Bild: ZVG

Genauere Informationen zu den 
Aktivitäten des Vereins werden auf 
der Webpage laufend aktualisiert: 
www.aktive-senioren.ch.

Nationalrat Martin Hübscher referiert vor ehemaligen und aktuellen Amtsträgern.
� Bild: ZVG

Wann: 
Mittwoch, 7. Februar 2024
Start: 19.00 Uhr
Ende: Ca. 21.00 Uhr

Wo:
Restaurant Bahnhof
Henggart

Kantonale Abstimmungsvorlagen:
Anti-Chaoten-Initiative 

  Pro:  Nationalrätin Nina Fehr Düsel, SVP
   Kontra: Kantonsrätin Beatrix Stüssi, SP

Uferweg-Initiative 
  Pro: Kantonsrat Felix Hoesch, SP

   Kontra: Kantonsrätin Marion Matter, SVP 

Pistenverlängerung Flughafen Zürich 
  Pro:  Kantonsrat Paul Mayer, SVP

   Kontra: Kantonsrätin Sibylle Jüttner, SP

Eidgenössische Vorlagen:
Volksinitiativen für eine 13. AHV und für eine  
sichere Altersvorsorge 
  Pro: Kantonsrat Andreas Daurù, Co-Präsident SP Kanton Zürich
   Kontra: Nationalrätin Nina Fehr Düsel, SVP

Alle sind herzlich  
eingeladen!

Polit-Arena  

Anschliessend Apéro offeriert von SP und SVP

zu den kantonalen und eidgenössischen  
Abstimmungen vom 3.3.2024

Moderation: Christina FurrerSekundarlehrerin und Betriebsökonomin Präsidentin EVP Bezirk Andelfingen

Sachliche Informationen
Einladung zu dem geplanten 
Windpark auf dem Stammerberg

Datum: Mittwoch, 7. Februar 2024

Ort:  Landgasthof zum Schwert,  
 Schwertsaal Hauptstrasse 7,  
 8477 Oberstammheim

Zeit: 19:00 Uhr,  
 (Einlass 18:30 Uhr),  
 Eintritt frei (Kollekte)

Vortrag 

Martin  
Maletinsky

(Freie Landschaft Zürich) 
mit anschliessender Fragerunde.

8 Windräder auf dem Stammerberg?

Informieren Sie sich jetzt.
Es geht um unser Zuhause.

Informationen:  
www.freie-landschaft-zuerich.ch / karinkappeler@gmail.com

Die Baudirektion des Kanton Zürich plant 
auf dem Stammerberg acht 220 Meter hohe 
Windkraftanlagen.

Herr Maletinsky, Präsident Freie Landschaft 
Zürich, wird uns die wichtigsten Fakten und 
Argumente zur Windenergie präsentieren.
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EIN TSUNAMI DER GELDVERSCHWENDUNG?

Initiative für eine 13. AHV-Rente und die Schweizer 
Dilemmata
Die 13. AHV-Rente trifft auch in bürgerlichen Kreisen auf viel Sympathie. Doch sie ist das falsche Mittel,  
um gegen die Geldverschwendungspolitik in Bern zu sympathisieren. Im Gegenteil würde sie jene Eliten stärken,  
die man abstrafen möchte.

In der Schweiz braut sich etwas zusam-
men. Etwas, das weit über die Grenzen 
politischer Debatten hinausgeht und 
tief in den Kern unserer gesellschaftli-
chen und ökonomischen Werte reicht. 
Die Rede ist von der Initiative für eine 
13. AHV-Rente, die laut jüngsten Um-
fragen auch in bürgerlichen Kreisen 
auf Zustimmung stösst. Doch dieser 
Zuspruch könnte mehr sein als bloss 
eine politische Laune; er könnte ein 
Symbol sein für eine wachsende Unzu-
friedenheit mit dem Status quo.

Verständlicher Unmut
Es ist unbestritten, dass Umfragen trü-
gerisch sein können. Dennoch ist die 
momentane Unterstützung für die Ini-
tiative bemerkenswert. 

Die Befürworter sehen darin eine 
historische Chance, einen lange ver-
nachlässigten Teil der Bevölkerung zu 
unterstützen: unsere Senioren, die ihr 
Leben lang hart für dieses Land gear-
beitet haben. In einer Zeit, in der fi-

nanzielle Unterstützung scheinbar 
leichtfertig für internationale Hilfs-
projekte oder umstrittene Forschungs-
vorhaben ausgegeben wird, fragen 
sich viele: Warum nicht auch für unse-
re eigenen Älteren?

Geldverschwendung fördert 
Unzufriedenheit
Die Widersprüche sind offensichtlich. 
Da ist einerseits der freisinnige Geld-
verteilungsminister, der Millionen für 
internationale Hilfen verspricht, wäh-
rend andererseits pensionierte Putzfrau-
en mit Minirenten zu kämpfen haben. 
Da sind Forschungsprojekte, die mit 
Hunderttausenden von Franken unter-
stützt werden, während es gleichzeitig 
an grundlegender finanzieller Hilfe für 
die eigene Bevölkerung mangelt. Diese 
Diskrepanzen erzeugen Unmut und 
Zorn.

Initiative eignet sich nicht als 
Protest
Aber die Initiative wirft auch Fragen 
auf. Ist es gerecht, allen, einschliesslich 
den Reichsten, eine zusätzliche Rente 
zuzusprechen? Wäre es nicht sinnvol-
ler, gezieltere Massnahmen zu ergrei-
fen, um diejenigen zu unterstützen, die 
es am dringendsten benötigen? Eine 
zielgerichtetere und fairere Lösung 

könnte darin bestehen, die Minimal-
renten zu erhöhen oder den Zugang zu 
Ergänzungsleistungen zu erleichtern. 

Dies würde sicherstellen, dass die-
jenigen, die diese Unterstützung am 
dringendsten benötigen, sie auch er-
halten. 

Noch mehr Staat
Doch es geht um mehr als nur um so-
ziale Gerechtigkeit. Es geht um die Frage, 
wie wir mit unseren Ressourcen umge-
hen und welche Prioritäten wir als Ge-
sellschaft setzen. Der Wunsch, gegen 
eine politische Elite zu protestieren, die 
Geld mit vollen Händen ausgibt, ist ver-
ständlich. Aber der Protest durch die 
Zustimmung zu einer Initiative, die 
letztlich finanziell unklug ist, könnte 
paradoxerweise genau jene politische 
Elite stärken, gegen die man sich wen-
det.

Wir müssen uns fragen, ob es wirk-
lich im besten Interesse unserer Ge-
meinschaft ist, unsere ohnehin schon 
angespannten sozialen Sicherungssys-
teme weiter zu belasten. Ich plädiere 
daher für ein entschiedenes Nein zur 
13. AHV-Rente.

Ein deutliches NEIN in der Urne würde 
zeigen, dass wir uns für eine verant-
wortungsvolle und nachhaltige Zukunft 
unserer Gesellschaft einsetzen.

EU-KOLONIALVERTRÄGE

Pflichtvergessene Regierungsräte

Die Politiker in Bundesbern, angeführt 
von der Verwaltung, werkeln weiter 
an der Preisgabe der schweizerischen 
Unabhängigkeit. Man strebt mit der 
EU eine «Paketlösung» an, nicht mehr 
einen Rahmenvertrag. Statt die Schweiz 
einzurahmen, soll sie jetzt also einge-
packt werden! Aber es ist immer wie-
der das Gleiche: 

Wieder soll das Stimmrecht der 
Schweizer ausgeschaltet werden. Aus-
gerechnet eine erfolgreiche Schweiz 
soll aufgegeben werden. Dabei müss-
te schon nur ein Blick in die politisch, 
wirtschaftlich und finanziell chaoti-
sche EU genügen, um genau das Ge-
genteil zu tun. 

Und was tun die Kantonsregierun-
gen? Sie haben schon vor Verhand-
lungsbeginn den Wunsch der EU über-
nommen und halten fest – ich zitie-
re –, dass «kein Weg an der dynami-

schen Übernahme von EU-Recht 
vorbeiführt». Sie seien grundsätzlich 
bereit, «dieser Rechtsübernahme in den 
Verhandlungen zuzustimmen». Sie ak-
zeptieren auch – so wörtlich – «eine 
Lösung, bei welcher dem Gerichtshof 
der EU die Aufgabe zukommt, eine 
kohärente Auslegung des betroffenen 
EU-Rechts sicherzustellen». Man ak-
zeptiert also die «fremden Richter».

Ein Regierungsrat erwidert: «Es geht 
ja hier nur mal um einen Verhand-
lungsentwurf.» Doch wer schon vor 
der Verhandlung nachgibt, der wird 
nicht mehr zurückkönnen! Wollen 
auch die Kantonsregierungen ihre 
Selbstständigkeit nach Brüssel delegie-
ren? Dann braucht’s aber auch keine 
hochbezahlten Regierungsräte mehr, 
sondern nur noch Briefträger – von 
Brüssel zu den Kantonsregierungen.

Der schweizerische Gesetzgeber, das 
heisst das Stimmrecht des Volkes und 
der Kantone, wird verhandelt. Zurzeit 
versucht die Bundesverwaltung sogar, 
die obligatorische Volksabstimmung 
über den geplanten Kolonialvertrag 
zu hintertreiben. 

Schweizerinnen und Schweizer, 
hütet Euch!

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

Bei den Verhandlungen mit der EU geht es um nicht weniger als die 
Souveränität der Schweiz.� Bild: Clavich (pixabay.com)

Marc Bochsler 
Kantonsrat SVP
Wettswil am Albis

Den Senioren ist mit gezielten Massnahmen besser gedient als mit der Geldverteilung mit der Giesskanne. � Bild: Adobe Stock

 

HHeerrzzlliicchhee  EEiinnllaadduunngg  zzuumm  ttrraaddiittiioonneelllleenn  
WWiinntteerraabbeenndd  

iinn  ddeerr  HHoollzzwwaarreennffaabbrriikk  WWaalltteerr  NNeeff,,  IImm  HHoollddeerrbbaauumm  11,,  BBaauummaa  

SSaammssttaagg,,  33..  FFeebbrruuaarr  22002244,,  aabb  1188..0000  UUhhrr  

RRaacclleettttee--FFeessttiivvaall  mmiitt  BBaauummeerr  GGeewweerrbbeebbeettrriieebbeenn  
uunntteerr  ddeemm  MMoottttoo  

««MMaaddee  iinn  BBaauummaa»»  
Baumer Betriebe präsentieren ihre Einzigartigkeit. 

DDiissttiilllleerriiee  HHeeiimmaatt,,  EEllvviirraa  MMüülllleerr--ZZiieegglleerr  mmiitt  iihhrreenn  hhoocchhpprräämmiieerrtteenn  PPrroodduukktteenn  

SSTTOOKKYYSS,,  wweerr  kkeennnntt  ssiiee  nniicchhtt,,  ddiiee  zzeeiittlloosseenn  MMeettaallll--SSppiieellwwaarreenn  

Dazu einige kurze Gedanken zur politischen Lage von: 

MMaarrttiinn  HHüübbsscchheerr,,  NNaattiioonnaallrraatt  

UUeellii  MMaauurreerr,,  aa..  BBuunnddeessrraatt  

PPaauull  vvoonn  EEuuww,,  KKaannttoonnssrraatt  

Liebe SVP-Mitglieder 

Auch in diesem Jahr bieten wir einem breiten Publikum einen abwechslungsreichen und 
interessanten Abend. Gerne nutzen wir jeweils auch die wichtige Chance, die Vernetzung zwischen 
der Bevölkerung, dem Gewerbe und der Politik zu pflegen. Der Vorstand der SVP Bauma würde 
sich wiederum über deine Teilnahme sehr freuen. Natürlich freuen wir uns auch über eure 
Begleitung, interessierten Personen, Freunde und Nachbarn. 

Ein Unkostenbeitrag von CHF 45.— pro Person für Apéro, Raclette à Discrétion, Dessertbuffet und alkoholfreie 
Getränke wird vor Ort einkassiert.  (Alkohol wird separat abgerechnet) 
Anmeldeschluss: 29. Januar 2024 

 

 
Anmeldung:  Manuela Burkhalter 
  Lipperschwendi 45 
  8494 Bauma 
  079 543 39 59 WhatsApp 
  m.burkhalter@eximha.ch 

Name: _____________________________   Anzahl Personen: _____ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Anschliessend Apéro offeriert von der SVP 

Kantonale Abstimmungsvorlagen: 
Pistenverlängerung 

Pro: Nationalrat Martin Hübscher, SVP 
Kontra: Kantons-/Stadträtin Illnau-Effretikon Brigitte Röösli, SP 

 
Anti-Chaoten Initiative 

Pro: Sandro Strässle, Präsident Initiativkomitee, JSVP 
Kontra: Kantons-/Stadträtin Uster, Karin Fehr Thoma, Grüne 
 

Seeufer-Initiative 
Pro: Kantonsrat Harry Robert Brandenberger, SP 
Kontra: Kantons-/Gemeinderätin Anita Borer, SVP 

 
 

 

  

 

Polit-Arena 
zu den kantonalen Abstimmungen vom 3.3.2024 

Wann: 
Dienstag, 6. Februar 2024 
Start: 19.00 Uhr 
Ende: Ca. 21.00 Uhr 

 

Wo: 
Mönchhof 
Mönchhof 1, 8617 Mönchaltorf 
 

Alle sind herzlich eingeladen! 

LESERBRIEF

Anerkennung für 
Christoph Blocher
Lieber Zürcher Bote, lieber Herr Blo-
cher, dies ist kein eigentlicher Leser-
brief, aber eine Botschaft der Anerken-
nung und des Dankes, nachdem ich die 
Rede von Herrn Blocher an der Tagung 
im Januar 2024 soeben geschaut habe. 

Tränen sind mir gekommen, als Herr 
Blocher sagte, dass es das letzte Mal sei, 
an der er an der Tagung reden werde. 
Ich habe Verständnis dafür, dass er das 
nicht bis hundert machen kann. 

Hochachtung, dass er bis jetzt in das 
hohe Alter so eine Energie, einen so 
guten Scharfsinn, ein sehr gutes, ge-
scheites, differenziertes Überlegen hal-
ten konnte und sich immer so gut, ehr-
lich direkt und verständlich ausdrückt 
und sich um das Grundwohl der 
Schweiz bis zum Gehtnichtmehr enga-
giert. Ich danke ihm von vollem Her-
zen. 

Diese Rede mit dem abgeänderten 
Schacher-Sepp-Lied am Schluss war 
sehr stark! Vielen Dank, Herr Blocher! 

Gaby Tremp, Zürich

Erfolgreich werben 
im «Zürcher Boten» 

und «Zürcher Bauern»
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AUS DEM USTERMER GEMEINDERAT

Sozialistische und grüne Vorstösse schränken  
die Bevölkerung von Uster ein
Die erste Gemeinderatsitzung in Uster im 2024 war eine Mammutsitzung mit 16 Tagungspunkten!  
Rotgrün hat zahlreiche Vorstösse und Anliegen eingebracht, welche die Ustermer Bevölkerung vor allem  
Geld kosten und einschränken. 

Die leidige Asylpolitik in unserem Land 
hat vor allem Konsequenzen für die Ge-
meinden, sie müssen schauen, wie und 
wo die Asylsuchenden einquartiert wer-
den. Die wenig geniessbare Suppe wird 
in Bern gekocht, die Kantone schöpfen 
sie und die Gemeinden müssen löffeln 
und schlucken!

Modulbau für Asylbewerber
Die Stadt Uster ist verpflichtet gemäss 
Vorgabe des Bundes, die Quote für die 
Unterbringung von Asylbewerbern si-
cherzustellen. Immer wieder stellt das 
die Stadt vor Herausforderungen. Eine 
Quotensenkung ist nicht in Sicht. Die 
vorgeschlagene Lösung ist notwendig, 
zumal es kaum solche Containerbau-
ten zu erwerben gibt. In KSG und RPK 
konnten offene Fragen geklärt werden. 
Alternativen mussten verworfen wer-
den, vorwiegend wegen zu hoher Kos-
ten oder mangels Immobilien. Auch 
der Standort ist in Ordnung, Parkplät-
ze können bestehen bleiben. Eventuell 
ist eine weitere zukünftige Nutzung 
sogar möglich. Die SVP/EDU-Fraktion 
stimmt dem Erwerb der Container zu. 
Unsere Referentin Anita Borer erwähnt, 
dass es lobenswert sei, dass die Stadt 
solche Wege findet und nicht einfach 
Mietern von städtischen Liegenschaf-
ten kündigt und diese für die Unter-
bringung nutzt. Unsere Zustimmung 
ist zähneknirschend, Anita Borer ap-
pelliert an den Handlungsbedarf beim 
Bund und nimmt die eidgenössischen 
Räte in ihre Pflicht.

Die Weisung wird mit 34:0 Stimmen 
angenommen.

Grüne Demaskierung
«Die Mieten steigen – Uster braucht eine 
aktivere Wohnpolitik!» Mit dieser Mo-
tion, welche dann noch zum Postulat 

umgewandelt wurde, wollten die grü-
nen wieder einmal mehr die Wohnungs-
mieten angreifen und per Gesetzesän-
derung den preisgünstigen Wohnraum 
fördern oder besser diktieren. Die Mo-
tion kommt zu falschem Zeitpunkt. 
Auch die GLP und FDP/Mitte wollen zu-
erst abwarten, was aus der Einzeliniti-
ative des Seniorenrates herauskommt, 
welche Ende letzten Jahres eingereicht 
wurde. Die Motion wird in ein Postulat 
umgewandelt und mit 11:23 Stimmen 
abgelehnt.

Die Grüne-Fraktion hat noch mehr 
auf Lager: Bericht des Stadtrates zum 
Postulat «Nachhaltige Veranstaltungen». 
Sehr kritisch äussert sich die FDP durch 
Jürg Krauers Referat zu den nachhalti-
gen Veranstaltungen. Aus dem Sächsi-
lütedorf hört man: «Das kostet uns rich-
tig viel Geld!», was dazu führt, dass Ge-
tränke teuer werden. Definition «alle 
gehören dazu» stimmt dann nicht mehr, 
die Normalverdiener gehören nicht 
dazu. Man soll Anreize schaffen statt 
Verbote. Diese Strategie führt zu Mehr-
kosten und Mindereinnahmen der Stadt. 
Noch stärkere Subventionen führen nur 
zu Vorteilen von ausgewählten Grup-
pen. Die Grünen sollen konsequent und 
ehrlich sein und ein Veranstaltungs-
verbot einreichen, das ist gut für die 
Umwelt. Das Postulat wird mit 19:15 
Stimmen als erledigt abgeschrieben. 

Solche Demaskierungen der Grünen 
und Roten müssen wir als SVP aufgrei-
fen und verwerten. Wir müssen den 
Leuten die Konsequenzen von rotgrü-
ner Politik und ihren Mehrheiten in 
unseren Parlamenten deutlich machen. 
Stellen Sie sich den Uster-Märt mit sol-
chen Auflagen vor, da kann man die er-
scheinenden Marktfahrer an einer Hand 
abzählen!

Gründung einer gemeinnützigen 
Aktiengesellschaft für  
die Bewirtschaftung des 
Zeughausareals
Der Beirat ist nicht mehr Bestandteil 
der Aktiengesellschaft, sondern nur noch 
in beratender Funktion. In der Verord-
nung musste das geändert werden. Der 

Beirat kann neu nur noch über den 
Stadtrat an den Verwaltungsrat gelan-
gen. Der Stadtrat ist verpflichtet, die 
Anliegen weiterzuleiten. Finanzierungs- 
und Subventionierungsfragen wurden 
aufgeworfen. Die Aktiengesellschaft 
muss grösstenteils selbsttragend funk-
tionieren. Wer soll im Verwaltungsrat 
sitzen? Die definitive Zusammenset-
zung ist noch nicht bestimmt. Bei der 
vorgesehenen Überführung des Vereins 
in die AG bleibt ein inzestuöser Beige-
schmack, den wir als aufsichtsrechtlich 
heikel ansehen.

Die SP und GLP/EVP jubeln mit bei-
den Händen und träumen seit 20 Jah-
ren von einem Kulturareal. Und dafür 
sollen genügend Mittel zur Verfügung 
stehen. Klarere Worte findet unser Par-
teipräsident Daniel Schnyder und spricht 
von einer Aktiengesellschaft als Papier-
tiger. Wir sehen die Machtverteilung 
in der Organisation eher als gefährlich 
an und machen einen Appell an den 
Stadtrat, die Gründung zu überdenken. 

Bei den Statuten wird es einem fast 
schlecht, so kompliziert, undurchsich-
tig und gefährlich sind die. Was hier 
unter linker Federführung entsteht, ist 
ein reines rotgrünes Günstlingprojekt, 
mit dem Geld von allen für einige we-
nige.

Verdeckt gegen das Auto
Mit der Petition «Begegnungszone Klein-
jogg Füssliweg jetzt! Sicherer Schulweg 
für die Kinder» geht die Salamitaktik 
weiter, um den motorisierten Verkehr 
abzuschaffen. Die betroffenen Strassen 
sind bereits Tempo-30-Zonen, Begeg-
nungszonen bringen nicht mehr Sicher-
heit und kosten sehr viel für die Umge-
staltung. Weiter suggerieren sie falsche 
Sicherheit. Es kann nicht sein, dass nun 
alles noch auf Begegnungszone umge-
zont wird. Die SVP stimmte als einzige 
Partei gegen diese Petition, sie wurde 
mit 23:8 Stimmen unterstützt. Helfen 
Sie uns, den Leuten die Augen zu öff-
nen, ca. 2/3 der Stimmbevölkerung gehen 
bei den Gemeindewahlen nicht an die 
Urnen. Es ist höchste Zeit, die Linken 
in unseren Parlamenten zu stoppen! 
Stehen Sie ein für die SVP.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Fraktionserklärung: Stoppt endlich die Fussball-Gewalt
Am Wochenende kam es erneut zu Ausschreitungen von Hooligans. Wieder einmal zeigt sich die Hilflosigkeit  
der Zürcher Sicherheitsvorsteherin Rykart. Sie hat keine Antwort auf die zunehmende Verrohung in der Stadt Zürich.

Einmal mehr sorgen Fussballchaoten 
für Gewalt und Sachbeschädigungen: 
Am letzten Wochenende gerieten im 
Kreis 12 rivalisierende Fussballfans an-
einander. Die Stimmung war aggressiv, 
es flogen Steine. Zurück bleibt ein de-
moliertes Tram der Linie 7 und die Hilf-
losigkeit der linken Politik. Wann han-
delt Sicherheitsvorsteherin Karin Rykart 
endlich konsequent gegen die Gewalt?

Grosses Gewaltpotenzial
Die erneute Gewalt der Fussballchao-
ten ist erschreckend. Auch das Perso-
nal im Cockpit der Tramzüge ist zu-
nehmend verängstigt. Symbolisch für 
dieses Aggressionspotenzial sind die 
Überbleibsel der damit verbundenen 
Kontrolle durch die Stadtpolizei: Die 
Einsatzkräfte stellten bei der Kontrolle 
unter anderem Stangen, Schlagstöcke, 
Kanthölzer, Pfeffersprays, Messer, Zahn-
schützer und Vermummungsmaterial 
sicher. Dennoch hat die Stadtpolizei 
Zürich lediglich eine Person festgenom-
men und für weitere Abklärungen in 
eine Polizeiwache gebracht.

Fehlende Erklärungen
Dieser Zustand und das zögerliche Ver-
halten von Sicherheitsvorsteherin Karin 

Rykart ist unhaltbar. Bis heute bleibt 
sie der Öffentlichkeit eine Stellungnah-
me zu diesen Gewaltexzessen schuldig. 
Wann werden Stadträtin Rykart und die 
linken Parteien endlich aktiv gegen die 
gewalttätigen Chaoten vorgehen? Wir 
dürfen es als Steuerzahler, Anwohner, 
Gewerbler oder auch als Fussballfans 
nicht hinnehmen, dass solche Gewalt-
exzesse und das zögerliche Verhalten 
von Stadträtin Rykart die städtische Si-
cherheit bedrohen. Es ist jetzt an der 

Zeit zu handeln. Es darf nicht sein, dass 
die Allgemeinheit für die finanziellen 
Kosten dieser Randale aufkommen 
muss. Mit der aktuellen Laissez-faire-Po-
litik haben die Steuerzahler das Nachse-
hen. 

JA zur Anti-Chaoten-Initiative 
drängt sich auf
In Anbetracht dessen, dass eine linke 
Mehrheit in der Stadt Zürich bis heute 
nicht gewillt ist, sich gegen Gewalt und 

für mehr Sicherheit einzusetzen, braucht 
es am 3. März 2024 ein JA zur «Anti-Cha-
oten-Initiative». Die SVP ist überzeugt, 
dass die Initiative und auch der Gegen-
vorschlag dem Bedürfnis nach mehr 
Sicherheit gerecht werden. Die Bevöl-
kerung hat genug von der Gewalt und 
Einschränkungen des öffentlichen Ver-
kehrs. 
Spätestens bei einem Abstimmungs-
sieg werden auch Sicherheitsvorste-
herin Karin Rykart und die linke Mehr-
heit des Gemeinderats gezwungen sein, 
die Anliegen der Bevölkerung ernst zu 
nehmen und umzusetzen.

Wir Schweizer sind stolz auf un-
sere Schuldenbremse. Einge-
führt 2003, hat sie die Schulden 
des Bundes innert Kürze stabili-
siert und uns im Vergleich zu den 
Nachbarländern eine rekordtiefe 
Staatsverschuldung beschert. Die 
Schuldenbremse diszipliniert unse-
re Politiker und zwingt sie, nicht 
mehr Geld auszugeben als einzu-
nehmen. Super Sache, denn Poli-
tiker kaufen gerne Geschenke für 
ihre Wähler ein – auf Kosten der 
anderen Steuerzahler. 
Aus diesem Grund mögen viele 
Politiker die Schuldenbremse 
nicht und versuchen, sie mit aller-
hand Tricksereien zu umgehen. 
Nichtsdestotrotz ist diese simple 
Regel für die Schweiz ein wah-
res Erfolgsmodell. Zu stolz auf 
das Erreichte sollten wir jedoch 
nicht sein, denn eigentlich sind 
wir beim genauen Hinsehen be-
reits heute hochverschuldet! Der 
Grund ist das grosse Ungleichge-
wicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben in der Altersvorsorge. 
Die heutigen Arbeitstätigen be-
zahlen AHV-Beiträge – leihen also 
Geld aus – und erwarten in ihrer 
Pension eine Rente – die Rückzah-
lung dieser Schulden. Nur sind die 
heute versprochenen AHV-Renten 
viel höher als die abgemachten 
Beiträge; die Beitragszahler wer-
den weniger, die Rentner mehr. 
Bereits um 2030 ist die AHV in 
den roten Zahlen, um 2040 ist der 
AHV-Fonds gähnend leer und um 
2050 sind wir mit 80 Milliarden in 
der Kreide. Anschliessend steigen 
die Schulden pro Jahr um mindes-
tens 10 Milliarden. Wenn die 13. 
Monatsrente angenommen wird, 
kommen pro Jahr gleich nochmals 
4 bis 5 Milliarden dazu – und das 
ab sofort!
 Wenn man die Altersvorsorge ein-
bezieht, darf das für seine hohen 
Schulden vielgescholtene Italien 
stolz auf sich sein – es wäre mit 
einem Mal schuldenfrei! Im Ge-
gensatz zur Schweiz hat es seine 
Altersvorsorge frühzeitig saniert. 
Wir Schweizer haben bis heute 
keine Lösung für das Ungleichge-
wicht zwischen Ausgaben und Ein-
nahmen bei der AHV gefunden. 
Lieber führen wir Scheinlösun-
gen wie die Erhöhung der Mehr-
wertsteuer ein, mit der die Rent-
ner ihre Rente gleich mitbezahlen. 
Augenwischerei oder eben fal-
scher Stolz. Mit der Renteninitia-
tive haben wir es nun in der Hand, 
endlich eine echte «Schulden-
bremse für die AHV» einzuführen. 
Wenn die Lebenserwartung steigt, 
nimmt das Rentenalter automa-
tisch etwas zu. Diskussionen ums 
Rentenalter sind passé. Wer länger 
lebt, arbeitet etwas mehr. So be-
zahlen wir unsere Schulden gleich 
selbst. Diese simple Regel schafft 
über Jahre hinaus ein Gleichge-
wicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben in der AHV. 
Dem Bundesrat ist diese Regel laut 
Abstimmungsbüchlein zu rigid. 
Von der Schuldenbremse her wis-
sen wir jedoch: Eine solche Regel 
hält die Politiker im Zaum und tut 
unserem Portemonnaie gut. Ma-
chen wir uns stolz mit einem JA 
am 3. März! 

Falscher Stolz … 

von
Manuel Zanoni

Fadegrad

Visualisierung des geplanten Kulturzentrums� Bild: Stadt Uster

Die Stadt brennt, die Regierung schläft.� Bild: iStock

Benjamin Streit
Gemeinderat SVP 
Uster
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LESERBRIEF

Besinnen und stärken wir uns 

Wenn der Alpenfirn sich rötet, 
betet, freie Schweizer, betet!
Dieser Auszug aus der ersten Strophe 
des Schweizerpsalms gewinnt momen-
tan an Bedeutung! Im Gazastreifen und 
in der Ukraine herrscht Elend und Krieg. 
Wir als neutrales Land leisten humani-
täre Hilfe und bieten uns als Friedens-
vermittler an. Das ist nach meiner Mei-
nung okay, solange wir nicht zur Kriegs-
partei werden. Denkt daran, Werte wie 
Unabhängigkeit und Selbstbestimmung 
sind sehr wichtig. Ebenso eine mass-
volle Zuwanderung und schnelle Asyl-
verfahren. Kein Schmarotzertum, son-
dern ehrliche Migration für ein star-
kes, empathisches Miteinander. 

Was macht die Linke in der Schweiz? 
Sie jammert wegen Signaltafeln, auf 
welchen Männer abgebildet sind. Dies 
suggeriere, der öffentliche Raum ge-
höre demselben Geschlecht! Die Frei-
heit des Denkens, Redens und Schrei-
bens wird immer mehr eingeschränkt! 
Sind dies hierzulande die momentanen 
Probleme? 

Atmet tief durch, schaut in die Berge, 
öffnet euer Herz  – ja, die fromme 
Seele ahnt. Darum, die Partei mit der 
Sonne  – für eine sichere Zukunft in 
Freiheit!

Andi Widmer,  
SVP Sektion Laufen-Uhwiesen

MEDIENMITTEILUNG DER SVP KANTON ZÜRICH VOM 31. JANUAR 2024

Links-Grün-Mitte-Mehrheit verschärft  
Bauvorschriften im Kanton Zürich

Im Baubereich haben wir bereits jetzt 
eine zu hohe Regelungsdichte. Immer 
mehr Gesetze und Vorschriften verteu-
ern das Bauen und führen zwangsläu-
fig zu höheren Wohnkosten respektive 
zu höheren Mieten. Diese fatale Mitte-
Links Politik auf Kosten von Gemein-
den und Einwohnern wurde heute im 
Kantonsrat fortgesetzt. Unter dem Deck-
mantel der Klimaerwärmung hat die 
Links-Grün-Mitte-Mehrheit im Zürcher 
Kantonsrat einen Strauss weiterer Vor-
schriften erzwungen und die Eigen-
tumsrechte massiv eingeschränkt.

Linksgrüne Regulierungswut
Die neuen Gesetzesartikel beruhen auf 
linksgrünen Ideologien und treffen 
hauptsächlich private Grundeigentü-
mer. Zukünftig wird die Bebauung der 
Grundstücke und die Gartengestaltung 
vom Staat diktiert:

	– Bäume ab 100 cm Stammumfang kön-
nen flächendeckend geschützt wer-
den und für das Fällen bedarf es einer 
Baubewilligung.

	– Geringere Abstandsvorschriften zur 
Grundstücksgrenze für die Pflanzung 
von Bäumen.

	– Dachbegrünungen und Umgebungen 
müssen ökologisch wertvoll gestal-
tet sein.

	– Für Bäume muss genügend Wurzel-
raum sichergestellt sein, also die Er-
stellung von Parkgaragen und Ab-
stellräumen wird eingeschränkt. 

Sinnlose «Pflästerlipolitik»  
auf Kosten von Gemeinden und 
Einwohnern
Die SVP hat sich schon immer gegen 
die Bevormundung durch den Staat ge-
wehrt. 

Schliesslich sind es die Eigentümer 
oder dann eben die Mieter, welche die 
negativen Folgen weiterer Vorschriften 
z.B. von teurerem Unterhalt tragen müs-
sen. Für die Gemeinden bedeuten die 
neuen Bestimmungen einen Mehrauf-
wand im Baubewilligungsverfahren.

Die Links-Grün-Mitte-Parteien betrei-
ben einmal mehr «Pflästerlipolitik». 
Dazu Parteipräsident Domenik Leder-
gerber: «Solange wir das rasante Bevöl-
kerungswachstum nicht stoppen, kön-
nen wir auch die Zubetonierung unse-
rer letzten Grünflächen nicht stoppen. 
Es werden weiterhin Bäume und Grün-
flächen verschwinden.» 

Die SVP Kanton Zürich wird sich wei-
terhin für weniger Gesetze und Abga-
ben einsetzen und dafür, dass die Zu-
wanderung endlich begrenzt wird. 

Die Regulierungswut kennt keine Grenzen. Jetzt möchte Linksgrün auch die 
Gestaltung der Dachbegrünung vorschreiben.� Bild: Wikipedia

MEDIENMITTEILUNG DER SVP DES BEZIRKS DIELSDORF VOM 26. JANUAR 2024

Stimmfreigabe zur Pistenverlängerung!
Die Delegierten der SVP des Bezirks Dielsdorf haben zur Pistenverlängerung Stimmfreigabe beschlossen.  
Der Stimmfreigabe ging eine intensive Diskussion mit Patsituation voraus.

Anlässlich der ausserordentlichen De-
legiertenversammlung der SVP-Bezirks-
partei wurde im Gasthof Löwen in 
Niederglatt die Pistenverlängerung be-
handelt. Mittels Input-Referaten schwo-
ren Alt Kantonsrat Christian Lucek (SVP, 
Dänikon) und der amtierende Kantons-
rat Karl Heinz Meyer (SVP, Neerach) 
Befürworter und Kritiker einer Pisten-
verlängerung auf das Thema ein.

Die anschliessende Diskussion war 
geprägt von hoher Sachlichkeit und ge-
genseitigem Verständnis für die jewei-
ligen Argumente der beiden Lager. 
Neben den von den Befürwortern er-
wähnten positiven Aspekten wie Sicher-

heit, Pünktlichkeit und weniger Verspä-
tungen wird nach Einschätzung der 
Gegnerschaft die Pistenverlängerung 
zu einer deutlichen Zunahme des Flug-
verkehrs und der Lärmbelastung für 
die Bewohnerinnen und Bewohner in 
weiten Teilen des Bezirks führen.

Nach der Debatte resultierte im Zuge 
der Abstimmung eine Patt-Situation 
bei 16 Ja- und 16 Nein-Stimmen sowie 
drei Enthaltungen. Der Präsident stimm-
te dabei ebenfalls ab. Folglich stellte der 
Bezirkspräsident Stefan Schmid (Nieder-
glatt) den Antrag auf Stimmfreigabe, 
welcher einstimmig durch die Dele-
gierten verabschiedet wurde. Den SVP-

Ortssektionen wurde empfohlen, je 
nach kommunaler Betroffenheit eige-
ne Parolen zu fassen.

Befürworter und Kritiker der 
Pistenverlängerung halten sich bei der 
SVP Dielsdorf die Waage.� Bild: Wikipedia

ANSTEHENDE INVESTITIONEN

Reger Besuch beim SVP-Stamm  
in Weiningen
Am 16. Januar trafen sich fast 50 Perso-
nen, darunter mehrere SVP-Mitglieder 
aus Geroldswil, zum Stamm im Schlöss-
li Weiningen. 

Neubauprojekt Seniorenzentrum 
Peter Mohr, Präsident der Baukommis-
sion, gab Einblick in das Neubaupro-
jekt Seniorenzentrum im Morgen Wei
ningen. Nach einer Zustandsanalyse 2015 
kam der Vorstand des Zweckverbandes 
zum Schluss, dass eine Sanierung des 
ins Alter gekommenen Gebäudekom-
plexes unverhältnismässig hohe Kosten 
verursachen würde, worauf man sich 
für eine Neubauvariante entschied. Nach 
einer längeren, nicht zuletzt auch coro-
nabedingten Planungsphase liegt nun 
das Bauprojekt vor. Das neue Alters-
zentrum soll den Bewohnerinnen und 
Bewohnern einen würdigen Lebens-
abend mit optimalen Pflegeeinrichtun-
gen sowie den Mitarbeitenden attrak-
tive Arbeitsbedingungen bieten. Peter 
Mohr wies insbesondere auch darauf 
hin, dass nach Pflegegesetz die Gemein-
den verpflichtet sind, Pflegeeinrichtun-
gen für ihre Bewohner anzubieten. Der 
Baukredit in der Höhe von 67,7 Mio. 
Franken wird den rund 14 000 Stimm-
berechtigten der fünf Verbandsgemein-
den am kommenden 3. März zur Ge-
nehmigung vorgelegt und er gilt als 
angenommen, wenn mehr als die Hälf-
te dem Geschäft zustimmt.

Abstimmungsvorlagen
Roland Wüthrich, Präsident ad Interim, 
kam in einem zweiten Teil des Abends 
auf die weiteren Abstimmungsvorlagen 
vom 3. März zu sprechen. Von den eidg. 
Vorlagen gab vor allem die 13. AHV-
Rente zu reden, die abgelehnt werden 
muss. An die 12 % der Rentenbezüger, 

die auf zusätzliche Unterstützung an-
gewiesen sind, können Ergänzungsleis-
tungen ausgerichtet werden. Damit 
könne man sie gezielter unterstützen. 
Die Initiative zur 13. AHV-Rente lässt 
zudem die Finanzierung der zusätzli-
chen Kosten von 4,1 Mia. Franken offen. 

Die zweite Renteninitiative, die eine 
schrittweise Erhöhung des Rentenal-
ters vorsieht, würde die Finanzierung 
der AHV bis ins Jahr 2030 sichern und 
ist deshalb zu unterstützen. Bei den 
kantonalen Vorlagen unterstützt die 
SVP die Pistenverlängerung des Flug-
hafens Kloten sowie die Anti-Chaoten-
Initiative. Hingegen muss die gefährli-
che Linksgrüne Uferinitiative abgelehnt 
werden. 

Es besteht Investitionsbedarf
Gemeindepräsident Mario Okle und Fi-
nanzvorstand Thomas Mattle traten in 
einem dritten Teil auf die künftigen fi-
nanziellen Herausforderungen der Ge-
meinde Weiningen ein. Aufgrund stei-
gender Schülerzahlen muss das Schul-
haus Schlüechti erweitert werden. Das 
Feuerwehr- und Werkgebäude an der 
Bachstrasse platzt ebenfalls aus allen 
Nähten. 

Als Ersatzstandort für einen Neubau 
bietet sich der Deckel über dem Gu-
bristportal an. Weitere Projekte sind 
die Sanierung des Weihers und der 
Hochwasserschutz im Dorf. Nach An-
sicht der beiden Referenten werden 
sich die künftigen Verpflichtungen lei-
der nicht ohne eine Steuererhöhung 
bewältigen lassen.

Bei Wurst mit Brot und natürlich 
einem Glas Wein klang der gut besuch-
te und interessante Abend aus. 

Hanspeter Haug

Die Abstimmung zur Pistenverlängerung sorgte für rege Diskussionen.� Bild: ZVG

ZENSUR STATT FREIER REDE

Das grösste Problem der EU ist die Meinungsfreiheit
rw. Männiglich staunte nicht schlecht, 
als EU-Kommissarin von der Leyen am 
WEF verkündete, grösste Sorge seien 
nicht Klima oder Krieg, sondern Desin-
formation. Ja, Desinformation und Fehl-
information durch die Mächtigen und 
Regierenden wird tatsächlich zu einem 
Problem. 

Ihr jährlicher «Global Risk Report» 
ist eine erstaunliche und ernüchtern-
de Lektüre. Für die globale Geschäfts-
welt ist die grösste Sorge für die nächs-
ten zwei Jahre nicht der Konflikt oder 
das Klima. Es sind Desinformation und 
Fehlinformation, dicht gefolgt von der 
Polarisierung innerhalb unserer Gesell-
schaften.

Schon hier tauchen die ersten Gegen-
fragen auf. Wer hat im Ukraine-Krieg 
massenhaft Waffen geliefert, und merkt 
allmählich, dass es praktisch nichts 
nützt? Wer hat in der Corona- Zeit den 
Impfherstellern nicht auf die Finger ge-
schaut? Wer hat mit dem «New Green 
Deal» die produzierende Landwirtschaft 
stark geschwächt? Es ist zuvorderst die 
EU-Kommission mit ihrer von der EU-
Bevölkerung ungewählten Präsidentin. 

Zensur übernimmt das Feld
Wenn man schon selbst desinformiert 
und dann sagt, dies sei das grösste Pro-
blem, dann stimmt einfach etwas nicht. 
Wenn die EU sämtliche Gegeninforma-

tionen im Internet löschen will und 
gleich alleine bestimmen will, was jetzt 
die Wahrheit ist, dann sieht man sofort, 
dass Zensur wieder zum wichtigsten 
Thema im politischen Kampf wird. Und 
Zensur ist ganz sicher kein demokrati-
sches Mittel. 

Von der Leyen spielt in Sachen Zen-
sur eine äusserst unrühmliche Rolle. 
Dagegen war Metternich wohl ein Wai-
senknabe. 

Die EU-Kommissarin weiter: «Die Frei-
heit in der Wirtschaft hängt von der 
Freiheit unserer politischen Systeme 
ab. Deshalb bin ich der Meinung, dass 
es unsere gemeinsame und dauerhafte 
Aufgabe ist, unsere Demokratie zu 
stärken und sie vor den Risiken und 
Einmischungen zu schützen, denen sie 
ausgesetzt ist.»

Unsere Demokratie wird nur gestärkt, 
wenn sie frei ist. Wenn niemand von 
oben dreinredet. Wenn Zensur ein 
Fremdwort ist. Und wenn nicht die EU 
bestimmt, was die alleinige Wahrheit 
ist. Wir brauchen kein Wahrheitsmi-
nisterium! Die engen Meinungskorri-
dore überall zeigen, dass es in der EU 
eigentlich keine Meinungsfreiheit mehr 
gibt.

Die EU möchte für uns entscheiden, was Desinformation und was freie Rede ist. 
� Bild: Adobe Stock
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Bachenbülach
Jeden zweiten Mittwoch im Monat, ab 19.00 
Uhr, Lokalität gemäss www.svp-bachen-
buelach.ch. 

Bezirk Bülach / Embrach
Jeden letzten Sonntag im Monat, von 11.00 
– 12.00 Uhr, Restaurant Rose, Oberembrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant La Torre, Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Birmensdorf und 
Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, im Bistro Alterszentrum am Bach, Bir-
mensdorf. 

Bezirk Horgen / Adliswil
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant Pot Belly’s, Soodring 21, 
Adliswil. 

Bezirk Horgen / Thalwil
Jeden ersten Montag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant Höfli, Farbsteig 17, Thalwil. 

Bezirk Meilen / Stäfa
Jeden zweiten Dienstag im Monat, von 
19.00 – 22.00 Uhr, Gasthof zur Sonne, See-
strasse 37, Stäfa. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11.00 – 
12.00 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 
8, Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
17.30 Uhr, Lokalität gemäss www.svp-us-
ter.ch. 

Stadt Winterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 
Uhr, Restaurant Rössli, Rössligasse 7, Win-
terthur-Seen. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 – 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Dienstag im Monat, 19.00 Uhr, 
Wild West Steakhouse Texas, Winterthu-
rerstrasse 175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Schwamedingerhuus, Zürich. 

Junge SVP Kanton Zürich
Alle Events der Jungen SVP Kanton Zürich 
findest du auf unseren Social Media Channels 
oder auf unserer Website www.jsvp-zh.ch.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Andelfingen / Henggart
Mittwoch, 7. Februar 2024, 19.00 Uhr, Ab-
stimmungspodium, Restaurant Bahnhof, 
Henggart, u.a. mit Nationalrätin Nina Fehr 
Düsel sowie den Kantonsräten Marion Mat-
ter und Paul Mayer. Anschliessend Apéro.

Bezirk Andelfingen / Stammheim
Mittwoch, 7. Februar 2024, 18.30 Uhr, Vor-
trag zum Thema «Windpark auf dem Stam-
merberg», Landgasthof zum Schwert, Haupt-
strasse 7, Oberstammheim, mit Martin 
Maletinsky, Freie Landschaft Zürich.

Bezirk Bülach / Wil
Sonntag, 11. Februar 2024, 09.30 – 11.30 
Uhr, Frühschoppen, Feuerwehrlokal, Dorf-
strasse 35, Wil.

Bezirk Hinwil / Wetzikon
Samstag, 10. Februar 2024, 09.00 – 13.00 
Uhr, Standaktion, vor dem Züri-Oberland-
Märt, Wetzikon.

Samstag, 24. Februar 2024, 09.00 – 13.00 
Uhr, Standaktion, vor dem Züri-Oberland-
Märt, Wetzikon.

Bezirk Horgen / Wädenswil
Freitag, 2. Februar 2024, 19.30 Uhr, Partei-
versammlung, Wirtschaft Neubüel, Alte Zu-
gerstrasse 26, Wädenswil, mit Nationalrätin 
Nina Fehr Düsel sowie den Kantonsrätinnen 
Christina Zurfluh und Sandy Bossert.

Bezirk Pfäffikon / Bauma
Samstag, 3. Februar 2024, 18.00 Uhr, Ra-
clette-Abend, Holzwarenfabrik Walter Nef, Im 
Holderbaum 1, Bauma, mit Nationalrat Martin 
Hübscher, Kantonsrat Paul von Euw und alt 
Bundesrat Ueli Maurer. Weitere Infos und An-
meldung unter m.burkhalter@eximha.ch.

Bezirk Uster / Mönchaltorf
Dienstag, 6. Februar 2024, 19.00 Uhr, Ab-
stimmungspodium, Mönchhof 1, Mönchal-
torf, u.a. mit Nationalrat Martin Hübscher 
und Kantonsrätin Anita Borer. Anschlies-
send Apéro.

Freitag, 1. März 2024, 19.00 Uhr, Raclette-
Abend, Rotblattstübli, Rotblatt 41, Esslin-
gen. Weitere Infos und Anmeldung unter 
charles@vogt-ec.com.

Stadt Zürich / Kreis 1 und 2
Mittwoch, 7. Februar 2024, 19.00 Uhr, Re-
ferat und Podium zur Uferinitiative, Zunft-
haus zur Waag, Münsterhof 8, Zürich, u.a. 
mit Parteipräsident Domenik Ledergerber. 
Anmeldung unter https://nein-uferinitiative.
ch/referat-und-kontradiktorisches-podium/.

Stadt Zürich / Kreis 4 und 5
Mittwoch, 7. Februar 2024, 18.30 Uhr, Po-
dium zur Anti-Chaoten-Initiative, Pfarrei 
St. Josef, Röntgenstrasse 80, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 6
Samstag, 3. Februar 2024, 10.00 – 12.00 Uhr, 
Standaktion, Rigiplatz, Zürich.

Samstag, 10. Februar 2024, 10.00 – 12.00 Uhr, 
Standaktion, Schaffhauserplatz, Zürich.

Samstag, 17. Februar 2024, 10.00 – 12.00 
Uhr, Standaktion, Rigiplatz, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 7 und 8
Samstag, 3. Februar 2024, 10.30 – 12.30 Uhr, 
Standaktion, Höschgasse, Zürich.

Samstag, 10. Februar 2024, 10.30 – 12.30 Uhr, 
Standaktion, Zentrum Witikon, Witikoner-
strasse 279, Zürich.

Samstag, 17. Februar 2024, 10.30 – 12.30 
Uhr, Standaktion, Kreuzplatz, Zürich.

Samstag, 24. Februar 2024, 10.30 – 12.30 Uhr, 
Standaktion, Zentrum Witikon, Witikoner-
strasse 279, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 9
Samstag, 10. Februar 2024, 09.00 – 11.00 Uhr, 
Standaktion, Lindenplatz, Zürich-Altstetten.

Samstag, 17. Februar 2024, 09.00 – 11.00 Uhr, 
Standaktion, beim Albisriederhaus, Zürich-
Albisrieden.

Stadt Zürich / Kreis 11
Samstag, 3. Februar 2024, 10.00 – 12.00 Uhr, 
Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oerlikon.

Freitag, 9. Februar 2024, 19.00 Uhr, Fondue-
plausch, Hundehütte Reckenholz, Bärenbohl-

strasse, Zürich-Affoltern. Weitere Infos und 
Anmeldung unter st.iten@gmx.net.

Samstag, 10. Februar 2024, 10.00 – 12.00 
Uhr, Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oer-
likon.

Samstag, 17. Februar 2024, 10.00 – 12.00 
Uhr, Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oer-
likon.

Samstag, 24. Februar 2024, 10.00 – 12.00 
Uhr, Standaktion, Marktplatz, Zürich-Oer-
likon.

Freitag, 1. März 2024, 18.00 Uhr, Polit-Apéro, 
Wirtschaft Unterdorf, Katzenseestrasse 15, 
Zürich-Affoltern, mit Kantonsrat Peter Schick.

Stadt Zürich / Kreis 12
Samstag, 3. Februar 2024, 14.00 Uhr, Schwa-
mendinger Lichtmess, Ziegelhöhe, Zürich-
Schwamendingen.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.
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Sie möchten 
inserieren?
Dann melden Sie  
sich bei uns!

Die nötigen Infos  
und Kontaktdaten 
finden sie auf der 
letzten Seite im 
Impressum.
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EU-Richter: Unterschiede im 
Denken und im Werdegang
von Karl Spühler
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Kanton Zürich

Falsches Signal: Stipendien 
für Abgewiesene
von Barbara Grüter
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Aktuell

Linksextremismus in der 
Schweiz wird gewalttätiger 
von Daniel Rickenbacher
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Parlamentsgemeinden

Linksgrüne zerstören  
unsere Wirtschaft
von Johann Widmer
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Veranstaltungs-Tipp

Podium zur  
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in Horgen
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Debattieren  
statt demolieren!

anti-chaoten-initiative.ch

Darum am 3. März 

Anti-Chaoten-Initiative 
sowie Gegenvorschlag des  
Kantonsrats  

Stichfrage: Volksinitiative JA2 xJA2 x

Die «Anti-Chaoten-Initiative» will die Verantwortlichen für Ausschreitungen und Vandalismus bei Demonstrationen zur Kasse 
bitten. Es ist nicht in Ordnung, wenn die Steuerzahler für solche Schäden zur Kasse gebeten werden!

 Chaoten sollen für die Schäden  
zahlen, die sie verursachen.  
Wer Fassaden versprayt, Fenster  
zerschlägt und Container anzündet, 
soll die Haftung dafür übernehmen! 
Ebenso müssen Vandalen für die von 
ihnen verursachten Einsatzkosten der 
Polizei aufkommen. 

 Demonstrationen müssen  
bewilligungspflichtig sein.  
Es kann nicht sein, dass Hunderte  
illegaler Demonstranten den Verkehr 
lahmlegen und teure Polizeieinsätze 
provozieren.  

 Hausbesetzer müssen für die Kosten 
von Polizeieinsätzen, Räumungen 
und Sachschäden aufkommen.  
Wer fremde Liegenschaften besetzt, 
handelt illegal – dies muss geahndet 
werden!

DELEGIERTENVERSAMMLUNG IN FLAACH

NEIN zur 13. AHV-Rente und JA zur Renteninitiative
Die Delegiertenversammlung hat vergangene Woche die Parolen für die eidgenös -
sischen Abstimmungen vom 3. März 2024 beschlossen. Die Parolenfassung der 
kantonalen Abstimmungen hat bereits an früheren Delegiertenversammlungen statt - 
gefunden. Nach einer kurzen Wahlanalyse durch Parteipräsident Domenik Ledergerber 
wurde alt Nationalrat Roger Köppel mit «Standing Ovation» verabschiedet. 

Am Donnerstagabend vor einer Woche 
versammelten sich rund 220 kantona-
le Delegierte der SVP Kanton Zürich 
in der Worbighalle in Flaach im Zür-
cher Weinland. Ein Dank an dieser Stel-
le an die örtliche Sektion, die den An-
lass organisierte. Nach einer Begrüs-
sungsrede durch den Präsidenten der 
SVP Kanton Zürich, Domenik Lederger-
ber, schritt man zur Parolenfassung für 
die eidgenössischen Abstimmungsvor-
lagen vom 3. März 2024.

Unsoziale 13. AHV-Rente
Zunächst stand eine kontradiktorische 
Diskussion zur Initiative für eine 13. 

AHV-Rente auf dem Programm. AL-Kan-
tonsrat Manuel Sahli argumentierte, 
die 13. AHV-Rente sei ein dringend nö-
tiger Zustupf für die heute vielfach knap-
pen Renten. 

Die Entgegnung bestritt SVP-Natio-
nalrätin Nina Fehr Düsel, die darauf 
hinwies, dass die AHV bereits jetzt fi-
nanziell in der Krise steckte. Es sei un-
sozial, das Geld von Berufstätigen und 
unseren Kindern abzudrücken, um einen 
kurzfristigen Zustupf zu finanzieren, 
der nicht nachhaltig sei. Bei der an-

schliessenden Diskussion merkte man: 
Das Thema AHV bewegt. Die Delegier-
ten folgten den Argumenten von Nina 
Fehr Düsel und lehnten die Initiative 
grossmehrheitlich ab.

JA zur Renteninitiative
Die zweite AHV-Vorlage, die Rentenin-
itiative, die das Rentenalter stufenwei-
se bis 2032 auf 66 Jahre anpassen möch-
te, wurde von Nationalrat Martin Hüb-
scher präsentiert. 

Er plädierte für ein JA. Aufgrund der 
Zunahme der Lebenserwartung sei die 
Anpassung notwendig. Die Delegierten 
folgten grossmehrheitlich der Empfeh-
lung.

Kantonale Abstimmungen  
vom 3. März 2024
Kantonalpräsident Domenik Lederger-
ber präsentierte die vier kantonalen Ab-
stimmungsvorlagen, zu denen man be-
reits früher die Parolen gefasst hatte. 
JA zur Anti-Chaoten-Initiative und zum 
Gegenvorschlag sowie Vorzug der Ini-
tiative bei Stichentscheid, JA zur kan-
tonalen Verfassungsänderung, JA zu den 
Pistenverlängerungen und NEIN zur 
schädlichen Uferinitiative. Eine Über-
sicht aller Abstimmungsparolen für den 
Urnengang am 3. März 2024 finden Sie in 
einem separaten Kasten auf dieser Seite. 

10 000 neue SVP-Wähler im  
Kanton Zürich
Anschliessend wurde Bilanz der Natio-
nal- und Ständeratswahlen gezogen. 
Auch wenn ein zusätzlicher Sitzgewinn 
knapp verfehlt wurde, konnte die SVP 
10 000 neue Wähler gewinnen und ihren 
Wähleranteil leicht ausbauen. Dies ist 
als Erfolg zu verbuchen. Durch gute 
Politik in Bern gilt es jetzt, die Erwar-
tungen dieser Wähler zu erfüllen.

Verabschiedung von  
alt NR Roger Köppel
Zum Abschluss des Abends wurde alt 
Nationalrat Roger Köppel mit stehen-
dem Applaus verabschiedet. Die Lau-
datio hielt Nationalrat Alfred Heer und 
sparte dabei nicht mit Witz und mit al-
lerhand spannenden Anekdoten. Roger 
Köppel hatte 2015 mit über 178 000 Stim-
men vom Listenplatz 17 aus die Wahl 

in den Nationalrat geschafft – ein Re-
kord, der bis heute unübertroffen blieb. 
Heer dankte ihm für seinen grossen 
Einsatz für die Partei und die Schweiz. 
Auch wenn er nicht mehr aus dem Par-
lament politisiere, werde er auch wei-
terhin eine wichtige Rolle im politischen 

Geschehen spielen. Aus terminlichen 
Gründen konnte alt Nationalrätin The-
rese Schläpfer nicht an dieser Delegier-
tenversammlung teilnehmen. Ihre Ver-
abschiedung ist für die nächste Dele-
giertenversammlung vom 9. April 2024 
vorgesehen. 

Marco Calzimiglia
Parteisekretär  
SVP Kanton Zürich

Die Delegierten verabschiedeten  
alt Nationalrat Roger Köppel. Bild: ZVG

SO STIMMEN SIE RICHTIG !

Abstimmungsparolen 3. März 2024:
Eidgenössische Vorlagen

1. Volksinitiative vom 28. Mai 2021 «Für ein besseres 
Leben im Alter (Initiative für eine 13. AHV-Rente)»

NEIN

2. Volksinitiative vom 16. Juli 2021 «Für eine sichere 
und nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative)»

JA

Kantonale Vorlagen

1. Verfassung des Kantons Zürich (Änderung vom  
25. September 2023; Voraussetzungen für die Wahl 
an die obersten kantonalen Gerichte)

JA

2. A. Kantonale Volksinitiative zur Durchsetzung von 
Recht und Ordnung («Anti-Chaoten-Initiative»)

JA

 B. Gegenvorschlag des Kantonsrates vom  
11. September 2023

JA

 Stichfrage Initiative

3. Kantonale Volksinitiative «Für öffentliche Ufer-
wege mit ökologischer Aufwertung»

NEIN

4. Beschluss des Kantonsrates über die Genehmigung 
der Weisung des Regierungsrates an die Staats-
vertretung im Verwaltungsrat der Flughafen  
Zürich AG (Verlängerung der Pisten 28 und 32 /  
Umsetzung der Sicherheitsvorgaben aus dem SIL 
und Verbesserung der Stabilität des Flugbetriebs)

JA

«… unsozial, das Geld von  
Berufstätigen ... abzudrücken, 
um einen kurzfristigen  
Zustupf zu finanzieren …»

Regeln Sie Ihren Nachlass rechtzeitig:

Bleiben Sie in guter  
Erinnerung!
Die SVP des Kantons Zürich setzt sich für Freiheit, Demokratie und  die 
Unabhängig-keit unserer Schweiz ein. Damit wir dies auch in Zukunft bei 
Wahlen, Abstim mungen oder mit anderen politischen Aktivitäten machen 
können, sind wir auf finanzielle Unterstützung angewiesen. 

Helfen Sie uns dabei. Berücksichtigen Sie uns in Ihrem Nachlass,  damit unser 
Land und Ihre Nachfahren auch in Zukunft in Freiheit  und Unabhängigkeit 
leben können. Wirken Sie so über Ihr Leben  hinaus.

Wir beraten Sie gerne bei der Planung eines Engagements für die SVP und 
danken Ihnen für Ihre Unterstützung.

Geschäftsstelle | Lagerstrasse 14 | 8600 Dübendorf | Tel. 044 217 77 66

MEDIENMITTEILUNG VOM 15. JANUAR 2024

Breite Allianz gegen die Uferinitiative:  
Die Uferinitiative hat vielfache Nachteile
Die Allianz gegen die Uferinitiative hat am Montag ihren Abstimmungskampf gegen die Uferinitiative eröffnet.  
Die breite Mitwirkung im Komitee gegen die Uferinitiative verdeutlicht: Diese würde in vielerlei Hinsicht Nachteile 
bringen. Im Komitee gegen die Uferinitiative engagieren sich darum auch rund 30 Gemeindepräsidentinnen und 
Gemeindepräsidenten, Naturschützer und Berufsfischer.

Die Uferinitiative tönt auf den ersten 
Blick gut, sie ist aber gefährlich. Sie geht 
viel zu weit, würde unverhältnismässig 
hohe Kosten auslösen, die Hürde für 
Enteignungen massiv senken und der 
Natur und Biodiversität am Zürichsee 
schaden. Aus diesen Gründen haben 
bereits der Regierungsrat und der Kan-
tonsrat die Uferinitiative abgelehnt. Letz-
terer dank der Stimmen von SVP, FDP, 
Mitte, EDU und einer Mehrheit der GLP-
Fraktion. Die überparteiliche Allianz 
gegen die Uferinitiative setzt alles daran, 
am 3. März 2024 auch die Zürcher Be-
völkerung von einem NEIN zu überzeu-
gen. Am Montag hat sie den Abstim-
mungskampf eröffnet – und unter an-
derem das Kampagnenvideo und das 
breite Komitee vorgestellt.

Breite Kreise gegen die 
Uferinitiative
Die vielfachen Nachteile der Uferiniti-
ative rufen auch eine breite Gegnerschaft 
auf den Plan. Dies zeigt sich auch im 
Komitee der Allianz gegen die Uferini-
tiative. Rund 30 Gemeindepräsidentin-
nen und Gemeindepräsidenten sowie 
fast 500 weitere Personen sprechen sich 
gegen die schädliche Vorlage aus. Unter 
ihnen sind Max Straub, ehemaliger Lei-
ter Fischerei- und Jagdverwaltung des 
Kantons Zürich, und Adrian Gerny, Prä-

sident der Zürichsee-Berufsfischer. Max 
Straub sagt: «Es gibt heute nur noch 
wenige Flachwassergebiete im Zürich-
see. Diese Flachwasserbereiche sind für 
das Leben im Wasser sehr wichtig; sie 
stellen bei den Mittellandseen eigentli-
che ‹Kinderstuben› für Fauna und Flora 
dar. Die Biodiversität wird mit einem 
durchgehenden Bau eines Uferweges 
bzw. auch mit Stegen nachhaltig be-
einträchtigt. Man vergisst heute leider 
immer wieder, dass der Zürichsee ein 
Trinkwasserspender ist und die Förde-
rung der Wassergüte nicht mit Füssen 
getreten werden darf.»

Berufsfischer Adrian Gerny meint: 
«Der Nutzungsdruck am Zürichsee ist 
heute schon sehr gross. Die Laichplät-
ze der Fische und Rückzugsorte für di-
verse Bewohner im und auf dem Was-
ser sind bereits unter Druck. Ein durch-
gehender Uferweg, der selbstredend 
auch Menschen an heute noch ruhige-
re Stellen führt, würde diese Problema-
tik verschärfen und diese wichtigen Ru-
hezonen weitgehend verschwinden las-
sen.»

An der Medienkonferenz vom Mon-
tag sind die Gemeindepräsidenten Chris-
tian Haltner (FDP, Stäfa), Beat Nüesch 
(FDP, Horgen) und Sascha Ullmann (GLP, 
Zollikon) aufgetreten. Für Nachfragen 
zur Verfügung stand Jörg Kündig (FDP, 

Gossau, Präsident des Verbands der Ge-
meindepräsidien des Kantons Zürich). 

Überparteiliche Allianz gegen die 
Uferinitiative
Im Co-Präsidium der Allianz gegen die 
Uferinitiative engagieren sich Domenik 
Ledergerber (Präsident und Kantonsrat 
SVP, Präsident FAiR, Für eine Aufwer-
tung des Zürichseeufers im Recht), 
Yvonne Bürgin (Fraktionschefin und Kan-
tonsrätin Die Mitte), Sonja Rueff-Fren-
kel (Kantonsrätin FDP), sowie Thomas 
Isler (Präsident Zürichsee Landschafts-
schutz).

Domenik Ledergerber sagt: «Die Ufer-
initiative ist eine klassenkämpferische 
Zwängerei. Der Eigentumsschutz würde 
untergraben. Wie wenig dieses rechts-
staatliche Prinzip für gewisse Kreise 
zählt, unterstrich die kürzliche Äusse-
rung der SP-Regierungsrätin Jacqueline 
Fehr, die Privateigentum als ‹General-
problem der Welt› bezeichnete. Umso 
wichtiger ist, dass die Uferinitiative deut-
lich gebodigt wird.»

Yvonne Bürgin meint: «Aus Sicht der 
ländlichen Gemeinden ist nicht einseh-
bar, warum der Kanton am Zürichsee 
einen derart teuren Weg zahlen soll. 
Auch Städte wie Uster oder Winterthur 
dürften sich fragen, warum sie der Gold-
küste einen goldenen Steg finanzieren 
sollen.»

Sonja Rueff Frenkel sagt: «Enteignun-
gen der meist langjährigen Anwohne-
rinnen und Anwohner wären ein tief-
greifender Eingriff. Enteignungen müs-
sen das letzte Mittel bleiben, wenn staat-
liche Aufgaben nicht anders erfüllt 
werden können. Aber sicher nicht, um 
einzelne fehlende Uferwegabschnitte 
mit der Brechstange durchzuboxen.»

Thomas Isler meint: «Im Falle einer 
Umsetzung der Uferinitiative würden 
wir Menschen uns überall ausbreiten, 
Flora und Fauna würden verdrängt. Be-
reits heute sind zahlreiche Laichplätze 
aufgrund der menschlichen Nutzung 
bedroht – die Berufsfischer am Zürich-
see wissen davon ein trauriges Lied zu 
singen. Darum lehne ich die Uferiniti-
ative klar ab.» 

Mehr Informationen auf www.nein-
uferinitiative.ch.

Ein durchgehender Seeweg würde einen starken Eingriff in Ökologie und 
Eigentumsverhältnisse bedeuten. Bild: Wikipedia

Keine 
10-Millionen-

Schweiz

Nachhaltigkeits-Initiative

Jetzt Volksinitiative  
unterschreiben

Spendenkonto:  
IBAN: CH45 0884 5330 3556 0000 0 
IG Nachhaltigkeitsinitiative

Das will die Initiative erreichen:
JA zu einer nachhaltigen Bevölkerungsentwicklung  
statt zu einer ungesteuerten, ungebremsten  
Bevölkerungsexplosion. nachhaltigkeitsinitiative.ch

FINANZAUSGLEICH IM KANTON ZÜRICH

Weinland: Wer zahlt und wer 
bekommt Geld?
Im kommenden Jahr fliessen in 19 Weinländer Gemeindekassen 35,7 Mio. 
Franken als Ressourcenausgleich sowie als demografischer- und geografischer 
Sonderlastenausgleich. Berg am Irchel zahlt ein und erhält auch, 
Laufen-Uhwiesen geht leer aus und Benken steht bezüglich der Steuerkraft 
nun an dritter Stelle. Ein Einblick in die komplizierten Mechanismen des 
Finanzausgleichs.

romü. Mit der letzten Gemeindever-
sammlung in Flurlingen sind jetzt im 
Zürcher Weinland alle Budgets ausser 
dem von Thalheim unter Dach und Fach. 
Doch an den Zahlen bezüglich des für 
2024 zu erwartenden Finanzausgleichs 
ändert sich kaum noch etwas. So wer-
den mutmassliche 35,7 Mio. Franken 
oder 1,8 Mio. Franken mehr als im Vor-
jahr in insgesamt 19 von 20 Weinlän-
der Gemeinden fliessen. 

«Reiches» Berg am Irchel
Mit Berg a.I. liegt nur eine Gemeinde 
mit einer Steuerkraft von 7441 Fran-
ken deutlich über dem kantonalen Mit-
telwert ohne die Stadt Zürich von 4014 
Franken. Laufen-Uhwiesen liegt mit 
3995 Franken just im neutralen Band. 
Bereits an dritter Stelle folgt Benken 
mit 3688 Franken, welches innerhalb 
eines Jahres einen Sprung von 1059 
Franken machen konnte. Berg a. I. ist 
in diesem Jahr die einzige Gemeinde, 
welche als «reichste» Weinländer Ge-
meinde bezüglich des Ressourcenaus-
gleichs zahlungspflichtig ist und in die-
sen Topf 2099 Franken pro Einwohner 
abliefert. Zugleich aber kommt sie in 
den Genuss vom geografisch-topogra-
fischen Ausgleich, wo 131 982 Franken 
fliessen werden. Nach Abzug von 223 
Franken pro Einwohner verbleibt eine 
Nettobelastung von 1876 Franken pro 
Einwohner. 

Drei Formen von Finanzausgleich
Grundsätzlich kennt der Kanton Zürich 
drei Beitragssysteme mit dem steuer-
kraftabhängigen Ressourcenzuschuss, 
dem demografischen Sonderlastenaus-
gleich und dem geografisch-topografi-
schen Sonderlastenausgleich für den 
Finanzausgleich. Der wichtigste ist der 
Ressourcenzuschuss, mit welchem das 
Geben und Nehmen geregelt wird. Ba-
sierend auf der relativen Steuerkraft 
von 2022 mit 4014 Franken ohne die 
Stadt Zürich werden die Beiträge be-
rechnet. 

Liegt die kommunale Steuerkraft im 
Band von 3813 bis 4415 Franken, so er-
halten die Gemeinden keinen Ressour-
cenausgleich, müssen aber auch keine 
Beiträge leisten. 

Wie berechnet sich der 
Finanzausgleich?
Die Gemeinde Truttikon verfügt mit 
2164 Franken über die tiefste Steuer-
kraft aller Weinländer Gemeinden. Dies 
ergibt dann eine Differenz zum unte-
ren Band mit 3813 Franken pro Ein-
wohner von 1649 Franken. Diese Zahl 
wird wiederum mit dem Gesamtsteuer-
fuss von 115 Prozent multipliziert, so-
dass der Ressourcenbetrag um 247 auf 
1897 Franken ansteigt. Zusätzlich gibt 
es noch 220 Franken geografisch-topo-
grafischer Ausgleich, sodass zusammen 
2117 Franken pro Einwohner und ge-
samthaft 880 066 Franken nach Trutti-
kon fliessen.

Demografischer 
Sonderlastenausgleich
Beim zweiten Modell mit dem demogra-
fischen Sonderlastenausgleich, wo 2024 
Gelder fliessen werden, spielt der An-
teil der jungen Bewohner bis 20 Jahre 
die zentrale Rolle. Liegt dieser über dem 
Sollwert von 22,558 Prozent, so flies-
sen nach einem etwas komplizierten 
Berechnungsmodell ebenfalls Gelder. 
Mit Buch am Irchel, Andelfingen, Volken 
und Thalheim erhalten vier Weinländer 
Gemeinden insgesamt 428 759 Franken. 

Tiefe Bevölkerungsdichte  
bringt Geld
Zehn Gemeinden kommen zudem in 
den Genuss des geografisch-topografi-
schen Ausgleichs, wo 2,224 Mio. Fran-
ken ausgerichtet werden. Hier ist die 
Bevölkerungsdichte ausschlaggebend. 
Liegt diese pro Quadratkilometer unter 
150 Einwohner, so fliessen auch hier 
nach einem mehrstufigen Berechnungs-
modell dann die Gelder. Stattliche 
697 514 Franken erhält Stammheim, 
289 042 Franken gehen nach Martha-
len und 225 969 Franken wird Trülli-
kon zugesprochen. 

Phänomen Ossingen
Eine spezielle Rolle nimmt Ossingen 
ein, welche im Weinland einzigartig 
ist, welches mit seinen Mitteln sehr 
sparsam umzugehen scheint. Die Ge-
meinde hat mit 2397 Franken wohl 
eine eher tiefe Steuerkraft und liegt 
damit im Bezirk Andelfingen an 15. Stel-
le. Die Gemeinde erhält entsprechend 
pro Einwohner 1523 Franken (2,604 Mio.) 
Finanzausgleich. 

Zugleich liegt sie beim Gesamtsteu-
erfuss mit 99 Prozent aber gar an zweit-
tiefster Stelle. Vergleicht man diese Ge-
meinde mit Flaach, welche mit 2390 
Franken eine ähnlich hohe Steuerkraft 
aber mit 107 Prozent einen höheren 
Steuerfuss aufweist, so kann Ossingen 
dank dem tieferen Steuerfuss gar einer-
seits auf über 190 000 Franken an Fi-
nanzausgleich verzichten. Würde zudem 
Ossingen denselben Steuerfuss wie 
Flaach anwenden, so kämen noch etwas 
mehr als 320 000 Franken in die Ge-
meindekasse.

Winterthur und Zürich  
bekommen Geld
Erlenbach weisst mit 16 512 Franken 
die höchste und Hagenbuch mit 1723 
Franken die tiefste Steuerkraft aus. Zu-
gleich ist es aber das einwohnerstarke 
Küsnacht mit 14 829 Einwohnern, wel-
ches 104,6 Mio. Franken in den Finanz-
ausgleich abgeliefert hat. Am meisten 
Finanzausgleich inklusive 88,1 Mio. Fran-
ken Zentrumslastenausgleich erhält Win-
terthur mit 228,8 Mio. Franken. Die 
Stadt Zürich muss wohl 385,8 Mio. Fran-
ken an Ressourcenabschöpfung leisten, 
wird aber im Gegenzug mit 442,485 
Mio. Franken für die Zentrumslasten 
entschädigt. 

Nach wie vor ist Berg am Irchel die reichste Gemeinde und liefert eine 
beachtlichen Summe in den Ressourcenausgleich ab. Bild: ZVG

 

  

 
 
 
Stauffacherstrasse 16 
8004 Zürich 
 

 
Herzliche Einladung zum 

 

Neujahrs-Apéro 
 

und zur 
 

Informationsveranstaltung «Abstimmungsvorlagen zur AHV» 
mit Nationalrätin Nina Fehr Düsel 

 
 

am Dienstag, 23. Januar 2024, 15.00 Uhr 
Hotel Sternen Oerlikon, Schaffhauserstrasse 335, Zürich-Oerlikon 

 
Begrüssung: Hans Egloff, Präsident Verein für Aktive Senioren 

 
 
Wir offerieren Ihnen einen Snack und Canapés mit Champagner, Wein und Kaffee. 
(Noch-)Nicht-Mitglieder sind ebenfalls herzlich willkommen. 
Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. 
Ihre Rückfragen richten Sie bitte an info@aktive-senioren.ch. 
 
 
 
 

Die SVP des  
Kantons Zürich  
auf Facebook

www.facebook.com/
svpzuerich
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